


















































linksperonistischen und demokratischen Kräfte eröffnet. 
Die seit den 50er Jahren politisch bestimmende Kraft 
Argentiniens, der Peronismus, war damit faktisch gelähmt, 
und ein großer Teil der Bevölkerung begrüßte die Machter­
greifung der Militärs zunächst als einen Ausweg aus der poli­
tischen Anarchie. Das Militär perfektionierte nun den schon 
im Gang befindlichen Kampf gegen alle linken und demo­
kratischen Kräfte. 

Innerhalb kurzer Zeit verschwanden 25.000 bis 30.000 
argentinische Staatsbürger. HaUplopfer der Repression wa­
ren die Organisationen der Guerilla, Linksperonisten und 
aktive Gewerkschafter. Die Gewerkschaften wurden unter 
mi litärische Kontrolle gestellt. politische Parteien verboten. 
Nach Schätzungen haben zwischen 1976 und 1979 etwa 
500.000 bis 800.000 Argentinier das Land verlassen. ll 

Darüber hinaus hat die Junta die argen tin ische Arbeiter­
bewegung in ihrer organisierten Kampfkraft geschwächt. 
Durch die Auflösung des gewerkschaftlichen Dachverbandes 
Allgemeine Arbeiterkonföderation (CGT), die Einziehung 
von Gewerkschaftsgeldern, ein neues Gewerkschaftsgesetz 
und weitere Knebelungen wurde die Gewerkschaftsbewe­
gung behindert und auch ideologisch gespalten. 
Gegenwärtig existieren zwei Gewerkschaftsverbände, die 
CGT-Azopardo und die CGT-Brasil, die nach den Straßen, in 
denen sich ihre jeweilige Zen trale befindet, benannt sind. 
Beide stehen unter dem Einfluß peronistischer Gruppierun­
gen, wobei aber die CGT-Brasil eine kritischere Haltung 
gegenüber der Militärdik tatur e innimmt. 
Der Einfluß nichtperonistischer Kräfte innerhalb der Ge­
werkschaftsverbände läßt s ich bisher nur schwer abschätzen. 
Ein weiteres Problem für die reale Kampfkraft der argentini­
.sehen Gewerkschaftsbewegung ergibt sich aus der Tatsache, 
daß sich die industrielle Arbeiterschaft sei t 1975 um 38,5% 
verringen hat.1.2 

Der "l\-1arsch für Demokratie" 

Vor diesem Hintergrund ist es als Erfolg zu werten, daß es 
mit dem von der CGT-Brasil am 22,9. 1982 organisierten 
Streik gelang, wichtige Lohnerhöhungen durchzusetzen. Die 
Militärs sahen sich gezwungen, eine Lockerung der Gewerk­
schaftsgesetze in Aussicht zu stellen. 
Am 6.12.1982 beteiligten sich 900/0 der 10 Mio organisierten 
Arbeiter am Generalstreik, der von den Gewerkschaften aus­
gerufen und von den politischen Parteien unterstützt wurde. 
Auch Kleinunternehmer, Geschäftsleute und die 
ten der öffentlichen Verkehrsbetriebe hallen sich der 
24stÜßdigen Arbeitsniederlegung angesch lossen. ll 

Das argentinische Parteienspektrum weist gegenwärtig drei 
Hauptgruppierungen auf: die Peronisten, die Radikalen so­
wie die Sozialisten und Kommunisten. Die peronistische Ge­
rechtigkeitspartei (PJ l und die Bürgerlich-Radikale Union 
(UCR) sind seit Dezember 1981 mit der Unversähnlichkeits­
partei, der Bewegung rur Integration und Entwicklung und 
mit der Christdemokratischen Partei in der Multiputiduia 
zusammengeschlossen. 
Am 15. Dezember 1982, dem ersten Jahrestag der Gründung 
dieser bürgerlichen Parteienkoalition, fand in Buenos Aires 
die bisher größte Demonstration in der Geschichte des Lan­
des statt. An dem "Marsch für Demokratie" beteiligten sich 
150.000 Menschen, die den Rücktritt der Militäl'Tegierung 
forderten. 14 

Die Peronisten und Radikalen sind allerdings in verschiedene 
Flügel gespalten. Bei den Peronisten dominiert eindeutig der 
rechte Flügel. Die verbliebene Minderheit der Linksperoni­
sten, die Peronistische Unversöhnlichkeit (Intransigencia 
Peronista), könnte eventuell bei weiteren Äußerungen des 
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Massenprotests an Basis gewinnen. 
In der UCR hingegen deutet sich seit längerem eine Verstär­
kung des linken Flügels um R. Alfonsin an, der 'Zur Zeit 
große Popularität genießt. Außerdem wird er von der Sozia­
listischen Internationale und den entsprechenden sozial­
demokratischen und sozialistischen Regierungen in West­
europa unterstützt. 
Auch die Kommunistische Partei Argentiniens (peAl konn­
te bei ihren ersten offiziellen Veranstaltungen 25.000 bis 
30.000 Teilnehmer mobilisieren. Eine landesweite Kam­
pagne mit dem Zid der juristischen Legalisierung und Ein­
tragung der Partei ins Wahlregister brachte im letzten Qu.ar­
tal des Jahres 1982 über 60.000 Beitrittserklärungen. Dabei 
ist insbesondere der Zustrom jüngerer Mitglieder groß. Ver­
mutlich sind darunter auch ehemalige Mitglieder linkspero­
nistischer Organisationen. 15 

Angesichts des Massendrucks haben bisher auch die bürger­
lichen Parteien das Angebot der Militärs abgelehnt, die im 
September 1982 begonnenen Gespräche fortzusetzen und 
ihren Forderungskatalog rur eine Rückkehr zur Demokratie 
zu akzeptieren. Die Militärs woll ten u.a. die Zusicherung, 
daß ihre Wirtschaftsverbrechen, die Fehler im Malwinen­
krieg und die Menschenrechtsverlet'Zungen unter einer späte­
ren Zivilregierung nicht untersucht würden, um sich dadurch 
fakt isch e ine Selbstamnestie zu verschaffen. 

Eine Ablösung der Militärs, die in Argentinien abgewirt­
schaftet haben, scheint bevorzustehen. Das Regime selbst 
hat den November 1983 als Wahltermin genann t. Die Par­
teien fordern seinen sofortigen Rücktritt. Damit sie jedoch 
auch weiterhin konsequent die von den Militärs angebote­
nen Kompromisse ablehnen und rur eine echte Demokrati­
sierung ein treten, ist die Aufrech terhaltung des gegenwärti­
gen hohen Mobilisierungsniveaus der Bevölkerung notwen­
dig. 

Ein demokratisches Argentinien wird mit der von den Mili­
tärs hinterlassenen Wiruchaftslage ein äußerst schwieriges 
Erbe antreten. Damit nicht - wie in den letzten 30 Jahren 
argentinischer Geschichte - nach kurzer Zeit der Erholung 
und des Wiederaufbaus der Industrie ein erneuter Militär­
putsch im Interesse der mächtigen Agraroligarchie stattfin­
den kann, ist es unerläßlich, deren Pfründe künftig zu be­
schneiden. Dies allerdings bedarf einer starken Linken, de­
ren programmatische Orientierungen dann auch mehr als 
bisher in der Gewerkschaftsbewegung verankert sein 
müßten. 
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China 

Richard Ward 

Neue Trends in Chinas Außenpolitik 

IHn. X'oopon, bei ""'Rem Wa>llmgt""t:>..""h 1979 m,l US·I· ..... <len' Canor 

Im letzten Quartal 1982 kam ein Normalisierungsprol.cß 
zwischen der Volksrepublik China und der Sowjetunion in 
Gang. Zugleich setzte ein Lic:beswc:rbc:n Pc:kings um die: 
Staaten der sog. Dritten Welt ein, was die Afrikarc:isc: des 
chinc:siSt;:hen Ministerpräsidentcn Zhao Ziyang vom Dezem­
ber 1982/Januar 1983 unterstrich. Das Verhältnis zu 
Washington scheint seit R. Reagans Rc:gir:rungsantritt Uanu­
ar 1981) getrübt. 
Sicht man einmal von der bislang unverändert feindseligen 
Haltung der VR China gegenüber Victnam/lndochina ab, so 
ergeben sich zweifellos eine Reihe: neuer Momente bzw. 
Trends in der chinesischen Außenpolitik. Obgleich bislang 
von einer grundsätzlichen Wende der chinesis<:hen Außen­
politik unseres Erachtens noch nicht ausgegangen werden 
kann, gilt es die neuen Trends sorgsam zu beachten. Der 
US·amerikanische Journalist Richard Ward verweist wucht 
darauf, daß der Fortgang des Verhältnisses Peking-Washing­
ton dabei von maßgeblichem Aussagewtl't sein dürfte. Weite­
re Beiträge R. Wards soUen fo lgen. 

Mit einem langen Händedruck unterstrichen Huang Hua, da­
mals noch chinesischer Außenminister, und Vuri Andropow, 
neuer Generalsekretär der Kommunistischen Partei der 
UdSSR, (Mitte November 1982; d. Red.) in Moskau den 
Willen ihrer beiden Länder, die Verhandlungen über die Nor­
malisierung ihrer Beziehungen fortzusetzen. Eine Reihe von 
Besprechungen hatte einige Wochen vor dem Tod Präsident 
Breschnews in Peking stattgefunden. 
Ober den Inhalt dieser Gespräche, die wahrscheinlich klären­
den Charakter hatten , war nichts bekannt geworden, außer 
daß sie fortgesetzt werden sollten. Heute beSlätigen die Er· 
klärungen, die von beiden Seiten gegeben werden, die ge­
meinsame Absicht, eine Normalisierung herbeizufUhren. Zei­
chen eines neuen Klimas ist, daß Huang Hua vor seiner Ab­
reise aus Moskau die Führungsqualitäten des verstorbenen 
sowjetischen Staatschefs lobend erwähnte, der sich in seinen 
letzten öffentlichen Reden rur die Aufnahme normaler Be­
ziehungen zu China eingesetzt hatte. 1 

Die Entspannung des chinesisch-sowjetischen Konflikts ging 
e inher mit einer größeren Identifizierung Chinas mit der 
Dritten Welt. 

Diese beiden Entwicklungen befinden sich in einer noch zu 
frühen Phase, um Aussagen über ihren zukünftigen Verlauf 
machen zu können. Einer der Hauptgriinde dieser Verände­
rungen scheint jedoch in der Aufgabe gewisser Praktiken aus 
der maoistischen Periode zu liegen. 
Die Meinungsverschiedenheiten mit der Sowjetunion wur­
den damals von China in extravagante ideologische Forde­
rungen umgewandelt, die bis zur Behauptung gingen, eine 
übereinkunft sei unmöglich. Jetzt werden die Streitpunkte 
diskutiert und ihre Klärung wird nicht unbedingt als Vor­
bedingung für eine Normalisierung der Beziehungen gefor­
dert. 

Ebenso wichtig, insbesondere fUr die Dritte Weh, ist der 
Verzicht Chinas auf die Behauptung, daß seine Ideologie der 
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einzig legitime Weg der Revolution sei. Befreiungsbewegun­
gen, die sich nicht zu Peking bekennen, trifft nicht mehr der 
Bannstrahl. Freundschaftliche Beziehungen zwischen diesen 
Befreiungsbewegungen und der Sowjetunion sind kein Hin­
dernis mehr rur gleichzeitige gute Beziehungen zu China. 
Ein anderer wichtiger Grund der neuen Tendenz in die Her­
abstufung der Beziehungen zwischen Peking und Washing­
ton. Während eines jahrzehnts bestand zwischen China und 
den USA eine stillschweigende Allianz. In dieser ungleichen 
Verbindung benutzten die Amerikaner ihre Beziehungen zu 
China um ihre Positionen gegenüber der Sowjetunion zu 
stärken. Gleichzeitig machten sie die chinesischen Anstren­
gungen einer Wiedervereinigung mit der Provinz Taiwan zu­
nichte. 
Ohne Zweifel ist die ständige amerikanische Intervention in 
Taiwan der Grund daftir, daß, während die USA mit einem 
weltweiten Kreuzzug gegen die Sowjetunion beginnen, 
China diese Idee. die es noch vor drei jahren mit der glei­
chen Schärfe vertreten hatte, nunmehr verwirft. Trotz der 
Erschütterungen in der chinesisch-amerikanischen Allianz2 

scheint eS, daß beide Länder wünschen, diese nach Möglich­
keit beizubehalten. 

Gestörtes Verhältnis USA-China 

Zu Beginn der Veränderung der Haltung Chinas scheint es 
sinnvoll zu untersuchen, was sich zwischen Peking und 
Washington abspielt. Denn die Fortsetzung der Zusammen­
arbeit mit Amerika dient fast mit Sicherheit einer Begren­
zung des Gn.des der Versöhnung mit der UdSSR, ebenso 
wie sie die Annäherung an die Dritte Welt berührt. 
Während eines Besuches in den USA, Anfang 1979, wurde 
Deng Xiaoping, der ftihrende Politiker Chinas, von einem 
journalisten über die Dauerhaftigkeit der damals offensicht­
lichen HerLlichkeit der chinesisch-amerikanischen Annähe­
rung befragt. "Die Flitterwochen werden weitergehen", ant­
wortete Deng und deutete damit an, daß die augenblickliche 
Harmonie über einen langen Zeitraum andauern würde. Eini­
ge Wochen später jedoch tadehe Peking seinen Partner be­
züglich der Taiwan-Frage. 

Taiwan ist eine chinesische Insel, die sich der Befreiungs­
armee Mao Zedongs 1949 entzog und die mit amerikani­
scher Hilfe und militärischem Schutt zu einem eigenständi­
gen erfolgreichen Staat wurde. Obwohl die USA auf Taiwan 
keine Basen mehr unterhahen, wird die Schutzherrschaft 
durch den Verkauf von Waffen an das Regime von Taipeh 
fortgesetzt. Während der Verhandlungen 1978, die der Nor­
malisierung der Beziehungen zwischen China und den Ver­
einigten Staaten vorausgingen, weigerte sich die earter­
Administration, sich zur Einstellung der Waffen verkäufe zu 
verpnichten. 
Bis zum Ende der Carter-Ära (1977-81; d. Red.) zog es 
China jedoch offensichtlich eher vor, Vorteile aus seiner 
"amerikanischen Bindung" zu ziehen als wegen Taiwan eine 
Krise zu provozieren. 

Diese Haltung änderte sich, als Ronald Reagan im Weißen 
Haus einzog Uanuar 1981; d. Red.), nachdem er während 
seines Wahlkampfes versprochen hatte, die amerikanischen 
Bindungen zu Taiwan zu verstärken. Obwohl eine enge 
chinesisch-amerikanische Zusammenarbeit auf vielen Gebie­
ten beibehalten wurde, erklärte Peking sehr deutlich , daß es 
nicht auf unabsehbare Zeit diese Waffenlieferungen dulden 
könne, die dazu beitrügen "die Spaltung zwischen Taiwan 
und dem Kontinent zu verewigen" und die "eine direkte 
und grobe Einmischung in innere chinesische Angelegenhei­
ten darstellen". 
Anfang 1982 begann China von einer Krise zu reden und 
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warnte davor, daß die Beziehungen sich verschlechtern 
könnten, wenn die amerikanischen Waffenverkäufe an Tai­
wan nicht aufhörten. In der öffentlichkeit spielten die 
amerikanischen Politiker das Problem herunter, im privaten 
Kreis gaben jedoch einige die Tragweite der Auseinanderset­
zungen zu. "Die Taiwan.Frage ist ein Minenfeld, und ich bin 
nicht einmal sicher, ob wir einen Weg finden können, um da 
herauszukommen", erklärte im April 1982 john Holdridge, 
Verantwortlicher HiT ostasiatische Angelegenheiten im US­
Außenministerium, vor einer Versammlung wichtiger Ver­
treter aus der Geschäftswelt, hoher Militärs und Regierungs­
mitglieder im Hauptquartier des amerikanischen Oberbe­
fehlshabers für den Pazifik auf Hawai. 
Nach acht Monaten intensiver Verhandlungen in der chinesi­
schen Hauptstadt schien die Krise sich zu entschärfen, als 
am 17. August 1982 die USA erklärten, daß der Waffenver­
kauf an Taiwan stufenweise eingeschränkt würde. 
Dieses Versprechen, das in einer gemeinsamen chinesisch­
amerikanischen Erk lärung enthalten war, wurde indessen 
sofort von den beiden Unterzeichnern unterschiedlich inter­
pretien. Für Peking war dies eine eindeutige Verpnichtung 
der USA, den Waffenverkauf an Taiwan einzustellen. Präsi­
dent Reagan jedoch unterstrich die Tatsache. daß das ameri­
kanische Versprechen von Fortschritten bei der "friedli· 
chen" Wiedervereinigung von Taiwan und Festland-China 
abhänge und einem amerikanischen Gesetz. dem Taiwan 
Relations Act. untergeordnet seien. 
Peking erklärt, sich jetzt in einem Prozeß der friedlichen 
Wiedervereinigung zu befinden, aber seine Schritte zur Wie­
dervereinigung werd .. n vom fanatisch antikommunistischen 
Regime in Taipeh mit Verachtung zurückgewiesen. Die 
Führer des Kuomintang würden fast sicher ihre Haltung 
überprüfen, wenn sich das militärische Gleichgewicht even· 
tuell zum Vorteil der VR China verändern würde. 
Die amerikanischen Waffenlieferungen verschieben diesen 
Tag der Sühne jedoch in eine immer fernere Zukunft und sie 
verurteilen die Politik, die Washington von Peking zur Beibe­
haltung guter chinesisch-amerikanischer Beziehungen ver­
langt. zum Seheitern. Im Grunde bedeutet die Ablehnung 
eines Stopps der waffenlieferungen an Taipeh, daß Washing­
ton China verdächtigt, Taiwan eines Tages mit Waffengewalt 
zurückerobern zu wollen. 
Dieses Mißtrauen ist eine der stillschweigenden, aber nicht 
schriftlich festgelegten Grundlagen des 1979 angenom­
menen Gesetzes Taiwan Relations Act, das die "nichtoffi­
zieUen" Beziehungen zu Taiwan bestimmt. 
Im Hinweis auf die Tatsache, daß die chinesisch-amerikani­
sehe Erklärung vom 17. August 1982 diesem Gesetz nicht 
widerspricht, bezog sich Ronald Reagan auf die Klausel, die 
die USA verpflichten Taiwan ausreichend Waffen zu seiner 
Verteidigung zu liefern. Bei dem ungenannten Feind, gegen 
den Amerika fortfuhr Taiwan zu bewaffnen, handelt es sich 
selbstverständlich um die VR China. 
Es ist offensichtlich, daß die Erklärung vom 17. August 
1982 in der Taiwanfrage im wesentlichen einen Modus 
viventi (Form eines erträglichen Zusammenlebens; d. Red.) 
darstellt. Die amerikanischen Politiker scheinen in diesem 
Punkt ihre Wette gewonnen zu haben, daß China noch einen 
Kompromiß eingehen würde angesichts des immensen In­
teresses, das es an einer Zusammenarbeit mit den USA fin­
det auf Gebieten wie Ausbildung von Wissenschaftlern, 
Transfer von Spitzen technologie, Handel und Investitionen, 
Waffen und militärische Technologie, Austausch und Samm­
lung von Nachrichten, sowie eine gemeinsame oder .. paral· 
lele" Politik in Südostasien. 
Im Zusammenhang mit dieser beeindruckenden Liste von 
Bindungen stellt das Kommuniquc vom 17. August 1982 
auch eine erneute Bestätigung der chinesisch-amerikanischen 
Allianz dar, trotz der Differenzen bezüglich Taiwan. Aber 



Die Afrikatournee des Zhao Ziyang -
Signal für die Dritte Welt 

Die Reise des chinesischen Ministcrpruidcntcn Zhao Ziyang, die 
ihn vom 20. Dezember 1982 bis zum 11. Januar 1983 in elf afrika­
nische Länder führte, signalisierte taktische Änderungen in der 
Aufknpolitik der VR China gcgcnubcr der Dritten Welt. 
"China wird seine Zus'lInmcnaro.,it und Solidarität mit den Län­
dern der Dritten Welt wieder vcntärkcn", so lautete Zhao Ziyangs 
Bouchaft, "und sdnc Anstrengungen darauf verwenden, der liege­
rnonie Widerstand entgegenzusetzen und gleiche und ~miinfligc 
internationale Wirtschafubezichungcn Zu schaffen ... Es ist ver­
ständlich, daS es noch einige Probleme unter den afrikanischen 
Ländern gibt. die die ~chichlc hinterluscn hat. Die Frage in, daß 
die Dinge kompliziert werden, w .. nn die Supermächte ihre Nase 
hineinSI<:cken." (Zit. nach: Far Eastern Economic Review (FEER), 
Hongkong, 3.2.1983) 

Rückbesinnung auf Befreiungsbewegu ngen 

China als Anwalt oder gar Führungsmacht der Dritten Welt? Auf 
jeden Fall di~nt diese Kombination aus neubelebter Supermächte· 
theorie und entgegenkommender Hilfsbereitschaft dazu, alte Fehl­
schläge chinesischer Dritte-Welt·Politik, zumindest teilweise, zu 
korrigieren. 

Vor genau 19 Jahren hatte der damalige Ministerpräsident Chou 
Enlai auf einer ähnlichen Marathontour "ausgezeichnete Revolu­
tionsaus.sichten" für Afrika vorausgesagt. In der Folgezeit j~doch 
kühlten die Beziehungen ab. Kaum ein afrikanisches Land, ge­
Khweige denn die Befreiungsbewegungen, die sich den Spaltungs­
versuchen Pekings ausgesetzt sahen, fanden sich bereit, die mOlO' 
istisch~n Thesen vom sowjetischen "Hegemonismus" und "Sozial· 
imperialismus" zu unterschreiben. 
Mit seiner Unterstützung der prowesdichen Marionettenorganisatio­
nen UNIT A (Bewegung ftir die Totale Unabhängigkeit Angola5) 
und FNLA (Nationale Front zur Befreiung Angolas) setze man sich 
schließlich in Gegensatz zur Organisation für Afrikanische Einheit 
und d~m Kollaboralionsverdacht mit Südafrika aus. 
So gesehen ist es bemerkenswert, daß die chinesische Kritik an der 
kubanischen Truppenprä:>enz in Angola fast ganz verstummt ist 
und beide Länder - parallel zur Reise Zhaos - am 12. Januar dJ. 
in Paris diplomatische Beziehungen aufgenommen haben. 
In Sambia traf der chinesische Ministerpräsid~nt zudem mit Ver­
tretern der Südwestafrikanischen Volksorganisation Namibias 
(SWAPO) und des Afrikanischen Nationalkongresses Siidafrikas 
(ANC), aber auch des Panafrikanischen Kongresses (PAC) zusam· 
men. SWApo· Präsident Sam Nujoma erklärte nach einem Peking­
Besuch Ende Januar dJ. sogar, Olina würde seine Bewegung fortan 
wieder materiell unterstütun, und zwar "in Form von Waffen und 
Munition aller Art, humanitärer Hilfe wie Medikamenten, Klei-

dung, Schuhen und Nahrungsmitteln". (International Henld Tri­
bune (IHTI, Zürich/Paris, 28.1.1983) 

An fast allen Stationen seiner Reise !rAb Zhao Ziyang Erklärungen 
Zur Unterstützung des palästinensischen Volkes, zur Verurteilung 
des Apa.rtheidregimes und ftir Sanktionen gegen Südafrika ab. Die 
in einzelnen Hauputädten unterzeichneten Abkommen ergeben 
allerdings ebenso wie die Reiseroute selbst kein eindeutiges Bild. 
Neben Ländern wie A1gerien, Gainea, Kongo, Sambia, Zimbabwe 
und Tamania $lehen neokoloniale Modellstaaten wie Ägypten, 
Marokko, Gabun, Zaire und Kenia. 

An Kairo wird Olina 60 bis 80 F·7·Kampfbomber, die chinesische 
Vers ion der sowjetischen MiG 21, liefern. Dem zairischen Diktator 
Mobutu erließ P~king SchuWen in Höhe von 100 Mio Dollar und 
"ere;nbarte gemeinsame sino-zairische Enlwicklungsprojckte. In der 
IIaupl$tadt Zimbabwes, das traditionell über gute Beziehungen zu 
Peking verfügt, wurde ein neues Kredilabkommen uber 33 Mio Dol­
lar geschlossen. 
Chinas Drille·Welt-Politik bleibt insgesamt immer noch durch die 
Tatsache belastet, daß es _ wie ein 'fernöstliches Magazin jüngst 
bemerkte - "nicht fahig war, ein Beispiel der guten Nachbarschaft 
mit anderen Ländern zu setzen; es befindet sich in verschieden~n 
Stufen der militärischen Konfrontation mit Indien, Vietnam und 
der Mongolei und es hai territoriale Differenzen unterschiedlichen 
Grades mit Südkorea, Japan, Taiwan, Vietnam und - möglicher· 
weise - Malaysia und den Philippinen." (FEER, a.a.O.) 
Daß sich Peking!l Hegemoniebestrebungen im eigenen geopoliti· 
schen Bereich Süd· und Ostasien bis heute um keinen Deut geän· 
dert haben, wurde anläßlich des Besuches von US·Außenminister 
George Shultz Anfang Februar dJ. eindrucksvoll bestätigt_ Nach 
einer Verlautbarung der chinesischen Nachrichtenagentur Xinhua 
liegen beide Länder "in ihrer Eins.::hätzung der gegenwärtigen inter­
nationalen Situation eng beieinander, sowohl was ihre Sicht der 
Afghanistan· und Kampucheafrage als auch was die Vorstellungen 
über Rüstungskontrolle betrifft" (IHT, 8.2. 1982). 
Allerdings hat die chinesische Führung den Schultz·Besuch zum 
Anlaß genommen, in eineT Reihe von Frag~n Meinungsunterschiede 
zur Reagan-AdminiSlration deutlicher zu machen. Diese Meinungs­
"erschiedenheiten betreffen vor allem die Taiwanfrage, den Nahen 
Osten, das Südliche Afrika, aber auch die Koreafrage: Die gleich· 
laufenden gemeinsamen Manöver von USo und südkoreanischen 
Truppen geißelte die Pekinger Volkszeitung als Kriegsprovokation 
gegen die Koreanische VolksdemokrAtische Republik und als ernst­
hafte Gefahrdung des Friedens und der Sicherheit in Nordostasien. 
Die Hervorhebung solcher Meinungsverschiedenheiten dient China 
heute nicht zuletzt duu, mehr Unabhängigkeit und Eigen5ländig· 
keil gegenüber den USA zu demonstrieren - eine unabdingbare 
Voraussetzung, um mehr Glaubwürdigkeit in der Dritten Welt Zu 
erlangen. 
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Amerika ist aus dem "Minenfeld" Taiwan noch nicht her­
ausgekommen. 
Seine Unfahigkeit, die Differenzen in dieser Frage beizule­
gen, die "in der Geschichte verwurzelt" ist - wie es in der 
Erklärung heißt - , bedeutet, daß auch in Zukunft Krisen in 
dieser Frage unvermeidlich sind. 
Denn die Gefahrdung der amerikanischen Macht beherrscht 
die Geschichte der Verbindung Taiwans mit den USA. In 
den 50er Jahren z.B. bedrohten die USA China mehrfach 
mit dem Einsatz atomarer Waffen, um Herausforderungen 
an das amerikanische Protektorat Taiwan zu beantworten. 
Trotzdem sieht China jetzt einen größeren Vorteil darin, 
seine legitimen Rechte zu unterstreichen, anstatt der Dialek­
tik der Bitterkeit, ausgelöst durch die amerikanische Politik, 
freien Laufzu lassen. 
Die Taiwanfrage nahm im wesentlichen ihre aktuelle Form 
im Juni 1950 an, als Präsident Harry Truman die 7. Flotte 
zwischen dem Kontinent und der Insel patroullieren ließ, 
wo das besiegte Kuomintang-Regime Chiang Kaishek sich 
1949 niedergelassen hatte. Auftrag der US·Marine war es, zu 
verhindern, daß die chinesische Revolution den Kontinent 
verließ. 

Dies war die Geburt der Politik der "Zwei Chinas". Mit 
militärischer Bedrohung, Wirtschaftskrieg und diplomati­
schen Pressionen taten die USA alles ihnen Mögliche, um 
China zu isolieren. Unter dem amerikanischen Schutzmantel 
präsentierte sich Taiwan auf der intemationalen Bühne als 
das "authentische" China. 
Die Insel·Provinz wurde zu einem strategischen Hauptstütz­
punkt der USA. "Ein unversenkbarer Flugzeugträger" er­
klärte zynisch General Mc Arthur. Die letzten 2.500 ameri­
kanischen Militärs verließen Taiwan erst 1979, als Washing­
ton seinen Verteidigungsvertrag mit Taipeh in übereinstim­
mung mit dem chinesisch-amerikanischen Abkommen über 
die diplomatischen Beziehungen auflöste. 

Seit Beginn seiner Intervention verfolgte Washingwn die Ab­
sicht, aus Taiwan ein Sch;tufenster der Wohltaten des Kapi­
talismus für ein Asien zu machen, in dem ~as Gespenst der 
Revolution die Amerikaner plagte. Taiwan stellte auch ein 
bevorlugtes Gebiet dar für den Handel und das Kapital 
Japans, das von den Amerikanern vom Feind und Rivalen 
zum Hauptverbündeten in Asien gemacht worden war. 
Mit beträchtlicher Hilfe aus Washington und Tokio und 
einer von dcn Führern der Kuomintang streng disziplinierten 
Bevölkerung gedieh Taiwan. Es ist bis heute einer der wich-
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tiguen wirtschaft liehen Partner sowohl Japans als auch der 
USA. 
Der amerikanische Handel mit Taiwan - 17 Mio Einwohner 
- ist doppelt so umfangreich wie der mit China - J Mrd 
Einwohner -, obwohl Peking dem Anstieg der Handels· 
beziehungen mit den USA Vorrang gegeben hat. 
Eine starke Wirtschaft und enge Beziehungen zu Japan und 
Amerika sind die Grunde dafür, daß Washington, das sich rur 
den obersten Wächter der kapitalistischen Ordnung hält, 
Taiwan einen wichtigen Anteil an der Gesundung des welt­
weiten kapitalistischen Systems, das die Flügel hängen läßt, 
zuweist. Die USA sind ebenfalls Überzeugt, daß es unerläß· 
lieh ist Taiwan weiterhin zu beschützen, um sich die Treue 
anderer Länder, die unter amerikanischem Einfluß stehen­
namentlich Südkorea, Philippinen und Thailand - zu er­
halten. 
Der Standpunkt Washingtons ist auch beeinflußt von ameri­
kanischen Gesellschaften, die große Interessen auf Taiwan 
haben. Die Northrop Corporation z.B. mit Sitz in Kalifor­
nien , die enge Beziehungen zu hohen Persönlichkeiten der 
Reagan-Administration hat - wie auch zum Präsidenten 
selbst - , liefert die modernsten Flugzeuge der Luftwaffe der 
Insel. 
Außenminister Shultz und Verteidigungsminister Weinber­
ger - die beide der Nixon-Administration angehörten -
kamen nach Washington zurück. nachdem sie bei Bechtel 
Co. gearbeitet hatten, einer riesigen Gesellschaft in KalifoT­
nien, die bedeutende Geschäfte auf Taiwan betreibt. Zahl­
reiche Berater des amerikanischen Präsidenten unterhalten 
auch umfangreiche Geschäftsbeziehungen mit Taiwan. Für 
alle ist Taiwan das wahre China. 
(Quelle: Afrique Asie, Paris, NT. 284/6.12.1982, S. 70-72) 

Anmerkungen: 
1) Lo::onid I. Breschnew halt~ Ende Oktober 1982, buugnehmend 

auf die akuten Gefahren eines Atomwaffenkrieges, festgestellt: 
"In dieser Situation ist es natürlich sehr wichtig, wie sich unsere 
Beziehungen zu anderen Ländern gestalten werd~n. Nicht geringe 
Bedeutung haben die Beziehungen zu China. Wir wollen aufrich­
tig die Beziehungen zu dieiR:m Land normalisi~rcn, ulI.d wir tun in 
dieser Richtung alle" was in unserer Macht steht. In Peking sagt 
man jetzt cbenfalh, daß eine Normalisienmg wünschenswert sei. 
Vorläufig sind keine grundsätzlichen Veränderungen am außen­
politischen Kurs der VR China zu sehen. Neue Momente aber, die 
in Erscheinung treten, dürfen wir nicht ignorieren." Neun 
Deutschland, Berlin, 28.10.1982; d. Red. 

2) Dazu und Zur außenpolitischen Konzeption der VR China in den 
70"r Jahun siehe ausführlich: AlB 4/1979, S. 4-17; d. Red. 
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Korea 

Ryn Hye Yong 

Das 

"Einige amerikanischc: ."ührcr glauben, daß eine: poütischc: 
Stabilität in Südkorc:a notwendig ist , um amc:rikanischc In­
teressen zu schützen . Aber sie: machen sich nicht klar , daß 
politische: Stabilität unter einer Diktatur nur äußerlich und 
kosmetisch ist ... Alles, was wir von den Vere inigtcn Staaten 
wollen ist, daß sie: sich o rfcn gegen die: diktato rische: Herr­
schaft aussprechen, das würde: uns imponieren. Wir crbiltc:n 
ihre: moralische Unterstützung. Diese Unterstützung kann 
sehr wirkungsvoU sein , da die Vcreinigten Staaten so stark in 
Südkorc:a e inbezogen sind, sowohl militärisch als auch wirt­
schaftlich." So der südkorc:anisch c: Oppositionspolitiker Kim 
Dar: Jung, der im Dezember 1982 aus dem Gc:rangnis entlas­
sen wurde und in die USA ausreisen durfte, in einem Inter· 
view mit der Zeitschrih Newsweek vom 31.1.1983. 
Die USA hingegen verfolgen ihre .. ruhige Diplomatie", die 
Duldung de r Menschenrechtsverletloungen in Südkorea, wei· 
ter. Und sie bau en die militärische Zusammenarbeit eher 
noch aus. Am I. Februar d.) . begann das bislang größte MiIi· 
tärmanöver der beiden Verbündeten, "Team Spirit '83" mit 
einer Beteiligung von 190.000 Soldaten, auf südkoreani· 
schem Terrain. Washington brachte das Chon.Regime ferner 
im Rahmen von Weltbank·Verhandlungen dazu, die süd· 
koreanische Wirtschaft für das Aus landskapital nun auch in 
den Bereichen lou örrnen , in denen es zuvor nicht vertreten 
war, z.B. in der Konsumgüter. und pharmazeutischen In· 
dustrie und im Versicherungswesen. Bereits 1981 kamen 
24,3% (entsprechend 424 Mio Dollar) der ausländischen 
Direktinvesti tio nen aus den USA. Auch die Auslandsver· 
schuldung Südkoreas mit über 35 Mrd Dollar trägt , da die 
Kreditgeber vorwiegend aus den USA stammen, zur erhöh· 
ten neokolonialen Abhängigkeit des Landes bei. 
Dr. Ryu Hye Vong, Mitglied des ständigen Ausschusses des 
koreanischen nationalen Friedenskomitees, skuloiert die 
militärilich'politische Seite des Engagements der USA in 
Südkorea. 

wird hochgerüstet 

•• " . , 
.' 

-.4, 

Die Koreafrage, die durch die Besetzung Südkoreas d urch 
US-Truppen geschaffen wurde, harrt nun schon seit fas t 40 
J ahren einer Lösung. ( . .. ) 
29 Jahre sind seit dem Abschluß des Waffenstillstandes ver­
gangen. Ein dauerhafter Frieden konnte jedoch bis heute 
nicht erreicht werden, und die Spannungen in diesem Teil 
der Welt verstärken sich ständig. Ursache dafUr iS[ die Politik 
der USA, die Südkorea weiterhin militärisch unter Kontrolle 
halten, ihre Streitkräfte verstärken U. Carterhatte 1976177 
ihre Verminderung versprochen; d. Red.) und durch provo­
katorische Manöver das Risiko eines Kriegsausbruchs herauf­
beschwören mit dem Ziel, die Vorherrschaft im Femen 
Osten und in Asien zu erlangen. ( ... ) 

Die Vereinigten Staaten haben den fonnal geäußerten Plan, 
ihre Streitkräfte abzuziehen, für null und nichtig erklärt. Sie 
sind dazu übergegangen, ihre Einheiten unter dem Vorwand 
einer angeblichen "militär ischen überlegenheit" des Nor­
dens und der von dort ausgehenden "Gefahr einer Invasion" 
in großem Maßstab zu verstärken. 

Die USA, die 42.000 eigene Soldaten in Südkorea unterhal­
ten, beabsichtigen, in diesem Jahr e in 500·600 Mann starkes 
Bataillon für elektronische Spionage sowie 900 Soldaten der 
Luftstreitkräfte zusätzlich hierher zu entsenden. Darüber 
hinaus stationierte man kürzlich einige Dutzend Kampfbom­
ber vom Typ F-16 sowie Begleitschutznugzeuge des Typs 
A-IO und errichtete eine strategische Luftraumüberwa­
chungsstation. 
Die Vereinigten Staaten haben ihre 2. Infanteriedivision mit 
155-mm-Selbstfahrhaubitzen und tragbaren Raketen ausge· 
rüstet, d.h. mit den derzeit perfektesten Mordwerkzeugen, 
über die bisher keine andere außerhalb der USA stationierte 
Einheit verfügt. 
Die USA geben sich jedoch mit der Stationierung von 1.000 
Kernwaffen nicht zufrieden, sondern planen sogar die Instal-
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lierung von Neutronenbomben und Atomraketen mittlerer 
Reichweite. 
Das Militärpotential der südkoreanisclien Armee wird mit 
Hilfe der USA ständig aufgestockt. So belief sich die militä­
rische Unterstützung für die Marionettenannee im Zeitraum 
von 1945-76 auf die Summe von über 37 l\Ird Dollar und 
allein von 1976-80 auf 5 Mrd Dollar. In letzter Zeil erhielt 
5üdkorea modernere Waffen, darunter 1.000 Panur vom 
Typ M 55-I, 36 Kamplbomber vom Typ F-16, verschiedene 
Raketen sowie Waffen und militärische Ausrüstungen in gro­
ßer Anzahl. Im Finanzjahr 1983 wird Südkorea eine "Unter­
stützung" in Höhe von 120 Mio Dollar erhalten. 
Die USA veröffentlichten sogar einen "Soforthilfeplan", der 
vorsieht, Süd korea im "Notfall" Munition und anderes 
Kriegsmaterial im Werte von 2 Mrd Dollar zu liefern. 
Die südkoreanischen Machthaber ihrerseits erhöhen mit 
amerikanischer Unterstützung ihr militärisches "Budget" 
und die Zahl der Streitkräfte enonn. 1982 wurden 3.298,5 
Mrd Won (1000 Won = 1,35 Dollar, Stand November 1982; 
d. Red.), 37% des "Staatshaushalts", rur militärische 
Zwecke ausgegeben. Das sind 520 Mrd Won mehr als im 
vergangenen Jahr. 
Die militärischen Provokationen Süd koreas und der USA 
gegen den Norden der Republik nehmen kein Ende. Allein 
im vergangenen Jahr kam es zu über 23.000 militärischen 
Provokationen, darunter 200 Spionagenügen mil Aufklä­
rungsflugzeugen des Typs SR-71 über nord koreanischem Ge­
biet. Die Zahl dieser feindseligen Akte hat sich im Laufe 
dieses Jahres weiter erhöht. Fast täglich werden militärische 
Übungen unter kriegsähnlichen Bedingungen durchgeführt. 
Im Jahr 1981 inszenierte man eine Reihe großangelegter 
Manöver wie "Team Spirit 81" und "Ssangryong 81" sowie 
ein "gemeinsames Flottenmanöver"_ 
Unter dem Decknamen "Team Spirit 82" wurde Mitte Feb­
ruar 1982 das größte Manöver seiner Art in der Geschichte 
gestartet. 161.000 Mann, darunter 60.000 US-Soldaten, aus­
gerüstet mit modernster Kampf technik, waren 70 Tage lang 
im Einsatz_ ( ... ) 
Die Vereinigten Staaten unternehmen alle Anstrengungen, 
um ihr Hauptziel, die endgültige Spaltung Koreas, zu ver­
wirklichen_ Um dies zu erreichen, und gleichzeitig ein inter­
national günstiges Klima rur die Legitimierung "zweier 
Koreas" zu schaffen, schlugen sie den "g!eichzeitigen Ein· 
tritt" von Nord- und Südkorea in die UNO vor, zogen sie 
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selbst einen einseitigen Eintritt Sudkoreas sowie eine .,wech­
selseitige Anerkennung" in Erwägung_ 
Dabei beziehen die USA auch Japan und andere Verbündete 
in ihre Machenschaften ein, die darauf abzielen, die süd· 
kortanisehe Marionettenclique zu einer Art Stoßtrupp zur 
Verwirklichung ihrer Interessen zu machen. 
Auf Betreiben der USA hält auch Chon Du I1wan, der die 
spalterische Politik des früheren Diktators forlSetzt, hart­
näckig an dem Konzept "zweier Koreas" fest. Sein sog. 
"Wiedervereinigungsvorschlag" ist nichts weiter als ein 
Trick, durch den die Öffentlichkeit hier und im Ausland 
getäuscht werden soll. Er zielt darauf ab, von dem Vorschlag 
zur Gründung einer Demokratischen Föderativen Republik 
Korjo abzulenken. 
Chon Du !-Iwans Vorschlag ist weiterhin dazu gedacht, inter­
national gtinstige Bedingungen rur die Grundung ,.zweier 
Koreas" zu schaffen, ihn selbst der Verantwortung fur die 
Fortsetzung der Spaltung und die Erhöhung der Spannun. 
gen in Korea zu entheben sowie ihm gleichzeitig ein langes 
Verbleiben im Amt zu sichern. 
Chon Du Hwans "Wiedervereinigungsplan" wird ein Täu­
schungsmanöver bleiben. solange kein WOr! uber den 
Rückzug der US-Einheilen. die das größte Hindernis für eine 
Wiedervereinigung darstellen, verloren wird_ Da nützen auch 
alle schönen Worte der süd koreanischen Machthaber über 
ihre Absicht das Land wiederzuvereinigen, nichts. 
Die faschistische Politik der Vereinigten Staaten und der 
südkoreanischen Machthaber führte zu einer rücksichtslosen 
Unterdruckung der demokratischen Rechte und Freiheiten 
in Südkorea. Das von Chon Du Jlwan und seiner Clique 
1980 veranlaßte Massaker von Kwangju (siehe AlB 
7·8/1980; d. Red.), das dazu dienen sollte, Demonstrationen 
der Bevölkerung für eine Wiedervereinigung und fur demo· 
kratische ."reiheiten zu unterbinden, endete in einem Blut· 
bad. Innerhalb von allein zehn Tagen wurden mehr als 5.000 
unschuldige Menschen getötet, es gab über 14.000 Verletzte, 
Zehntausende wurden verhaftet und eingekerkert_ 

Neue Sondergesetze 

Die Chon.Du-lIwan-Clique erweitert ihren Unterdrückungs­
apparat und die Zahl ihrer Streitkräfte in großem Maßstab. 
Allein die Agentur für Nationale Sicherheit (ehemals KCIA) 
und das "Sicherheitskommando" der Streitkräfte beschäfti­
gen 650.000 Agenten und Sicherheitsbeamte. Zählt man da­
zu noch 500.000 Polizisten, über 15.000 Beamte des Justiz­
apparats. 20.000 "Fallschinnjäger" und 730.000 Angehöri· 
ge der regulären Streitkräfte, so umfaßt der Unterdrückungs­
apparat über 2 Mio Mann_ ( ... ) 
Die sudkoreanischen Machthaber ruhrten eine Reihe teuf­
lischer Gesetze ein, wie das "Grundgesetz über die Redefrei­
heit", das "Sondergesel'Z zur Verbesserung des politischen 
Klimas", das Gesetz über die "Versammlungs- und Demon­
strationsfreiheit" und ähnliche, die allesamt eine Beschnei· 
dung der demokratischen Rechte bedeuten. 
Allein im vergangenen Jahr verurteilte Chon Du Hwan 
100.000 Angehörige der verschiedensten Schichten auf­
grund faschistischer Gesetze zu Zuchthausstrafen. Die Un­
terdrückungswelle erreichte ihren Höhepunkt, als das ameri­
kanische "Kulturzentrum" in Pusan in Flammen aufging. 
Dieses Ereignis wurde als Vorwand genutzt_ 
Es ist an der Tagesordnung, daß unschuldige Menschen ver· 
haftet und ins Gefangnis geworfen werden_ Viele werden 
hingerichtet. 50 ist die südkoreanische Gesellschaft zu einer 
Hölle geworden, in der der Faschismus herrscht und wo es 
keine Demokratie und keine demokratischen Freiheiten 
gibt. ( ... ) 
(Quelle: New Perspectives, Helsinki, Nr. 6/1982, S. 27-28) 



Mocambique 

Rainer Falk 

Innerer Wandel 
im Zeichen äußeren Drucks 

Zur Diskussion um "Befreiungsbewegungen an der Macht" (2) 

Oie Wirtschaftsentwicklung Mo~ambique5 nach der Unab­
hängigkeit ist zu einem weiteren Betätigungsfeld der "linken 
Kritiker" geworden. Dies ist so, seit sich herausgestellt hat. 
daß sich die Erwartungen. der wirtschaftliche Wiederaufbau 
des Landes ließe sich in einer verhältnismäßig kunen Frist 
bewerkstelligen, nicht erflllll haben. 

In der Tat blieb das Tempo der wirtschaftlichen Entwick­
lung in der Zeit nach der Unabhängigkeit noch hinter dem 
der Volksdemokratien in den wesentlich stärker kriegszer­
störten Ländern Üsteuropas während deren Wiederaufuau­
periode (nach dem 2. Weltkrieg) ZUl'ÜCk,14 

Die landwirtschaftliche Produktion hatte 1979 crs! etwas 
mehr als 3/4 des Standes von 1973 erreicht. Im Bergbau 
(Steinkohle) wurden die Produktionuiffern von vor der Uno 
abhängigkeit bereits 1976 überschritten. Trotz einiger Erfol· 
ge in Einzelbereichen betrug da.'l reale Bruttosozialprodukt 
jedoch 1979 erst 78% des Standes von 1973. 
Immerhin konnte ein stärkeres Absinken des - unzureichen· 
den - Ernährungsstandes der Bevölkerung trotz des raschen 
ßevölkerungsanstiegs in Mopmbique verhindert werden. 
Das gelang allerdings nur um den Preis größerer Nahrungs· 
mittelimporte, was natürlich zu Lasten der Importkapazität 
bei Investitionsgütern ging. 
Die Hauptursachen dieses langsamen Wirtschaftstempos 
während der Wiederaufbauperiode ergaben sich direkt oder 
indirekt aus dem kolonialen Erbe; so aus dem außerordent· 
lichen ~langel an Fachkräften, dem extrem geringen BiI· 
dungsgrad der Bevölkerung, dem Vorherrschen der Subsi· 
stenzproduktion (Selbstversorgungswirtschaften) auf dem 
Lande, den gezwungenermaßen oftmals nicht planmäßig, 
sondern zufällig erfolgten Nationalisierungen sowie aus der 
aggressiven Nachbarschaft Rhodesiens und Südafrikas resul· 
tierenden Schäden: 
• Kurz nach der Unabhängigkeit verließen etwa 90% der 
rund 250.000 Europäer das Land. Die Abwanderung war 
teilweise mit der Zerstörung von Maschinen und Anlagen 
verbunden. 
• Die Analphabetenrate lag zum Zeitpunkt der Unabhän­
gigkeit bei ca. 95%. Nach dem Zensus von 1980 konnte sie 
inzwischen auf 63% bei Männern und 86,2% bei Frauen 
heruntergedTÜckt werden. 
• Der Anteil der Subsistenzwirtschaft an der landwirt· 
schaftlichen Produktion wird auf 50·60% geschätzt; etwa 
80% der ländlichen Bevölkerung leben in diesem Sektor. 
• Zahlreiche Betriebe mußten nach der Unabhängigkeit 
verstaatlich werden, weil ihre Besitzer sie verlassen hallen 
oder wirtschaftliche Sabotage begingen. U.a. deshalb ist 
heute der überwiegende Teil der industriellen Warenproduk­
tion in staatlicher Hand. 
• Der Gesamtschaden, der Mopmbique durch das rhodesi· 

sehe Smith·Rcgime zwischen 1976 und 1979 verursacht 
wurde, wird auf 500 Mio Dollar geschätzl. lS 

Auf einen spezifischen Aspekt der wirtschaftlichen Außen· 
abhängigkeit MO'iambiques hat WoUgang Schoeller von der 
Universität Maputo hingewiesen: 
Im Unterschied zu den meisten Entwicklungsländern ist für 
MO'iambiques Import kapazität der Warenexport nur von 
untergeordneter Bedeutung. Entscheidend fUT die Repro· 
duktion des Landes waren bisher die Einkunftüberwei· 
sungen der Wanderarbeiter in den südafrikanischen Berg. 
werken und das Transportsystem. Fast die Hälfte der Ein· 
nahmen MO'iambiques aus dem sog. unsichtbaren Waren ver­
kehr kamen vor d~r Unabhängigkeit aus der Wanderarbeit 
lind Transportleistungen von und nach Südafrika. 16 

Die Einnahmen aus dem Betrieb der Häfen und dem Ober­
land transport verringerten sich seither um die Hälfte. Es 
wird Jahre dauern, bis di~ Transportleistung~n wieder eine 
n~nnenswert~ Devisen- und Akkumulationsquelle sein wer­
den. Ober den Ausbau des Transportnetzes und di~ Um­
polung der Handelsströme im Rahmen d~r Konferenz fUr 
Entwicklung und Zusammenarbeit im Südlichen Afrika 
(SADCC) will MO'iambique bis zum Ende der 80er jahr~ 
60% seiner Devisenerlöse aus diesem Sektor ~n;ielen. Das 
erfordert enonne Investitionen, die nur über langfristige 
internationale Kredite zu finanzieren sind. 

Schlüsselaufgabe: Sozialisierung der Landwirtschaft 

5üdafrika hat in den letzten jahren immer mehr m~am· 
biquanische Wanderarbeiter nach Hause geschickt, ohne 
neue zu rekrutieren - ein idealer und politisch bewußt ein­
gesetzter Hebel zur Schaffung wirtschaftlicher Unzufrieden­
heit in den Südprovinzen M~ambiques. Di~ dadurch ausge­
löste Beschäftigungskrise äußert sich vor allem in wachsen· 
der ländlicher Arbeitslosigkeit und in ein~r massiven Zu­
nahme der Landnucht. 
"Wenn man bedenkt", so Migueis Lopesjunior von der Uni· 
versität Maputo, "daß die Anzahl der Wanderarbeiter in ei­
nem jahr gewöhnlich die Anzahl der Industriearbeiter in 
MO'iambique überstieg, dann ist klar, daß es sich um ein 
Prob lem von enormen Ausmaßen handelt. Auch bei außer­
ordentlich schnellem Wachstum ist die Industrie nicht in der 
Lage, die Arbeitslosen im Laufe der nächsten zehn jahre zu 
absorbieren, zumal der Zusammenbruch der Kolonialwirt· 
schaft selbst noch Arbeitslosigkeit im Tourismus- und 
Dienstleistungssektor überhaupt zur Folge hatte."17 

Der Schlüssel zur überwindung der ländlichen Arbeitslosig. 
keit, so meint Lopes junior, ist die Entwicklung der Land· 
wirtschaft, vor allem durch die Ausweitung der kollektiven 
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Produktion auf den Staatsfarmen und Kooperativen. 
Trotz all dieser objektiven Widrigkeiten hat die FRELIMO 
die 80er Jahre zum ,Jahnehnt des Sieges über die Unterent­
wicklung" erklärt. Das grundlegende Dokument dafUr ist der 
"Indikative Perspektivplan 1981-1990" (PP I). Er wurde als 
Entwurf im August 1979 vom Ministerrat und zwei Jahre 
später endgültig vom 8. Plenum der nationalen Volksver­
sammlung verabschiedet. 

Der PPI war Diskussionsgegenstand in allen Arbeitsstäuen, 
Volksorganisationen und lokalen VolksmachIorganen. Er 
wird als Angelegenheit des ganzen Volkes verstanden, "n icht 
allein als Material rur die Spezialisten" (S. MacheI). 
Seine vier grundlegenden Ziele sind laut Samora Mache!: 
1. die weitere radikale Umgestaltung der Wirtschafts- und 
Sozialstruktur durch die Schaffung eines dominierenden 
soz ialist ischen Sektors; 
2. die Anhebung des Lebensniveaus des ganzen Volkes mit 
dem Ziel, die Grundbedürfnisse zu befriedigen; 
3. die Konsolidiemng der politischen Macht durch d ie 
Stärkung der sozialen Basis der Revolution über das Wachs­
tum der Arbeiterklasse und der Bauernschaft; 
4. Die Erobemng des Zugangs zum wissenschaft lichen und 
technischen Erbe der Menschheit rur das mot;ambiquanische 
Volk. 
Bei der Realisiemng des PP I setzt die FRELIMO den 
Schwerpunkt auf d ie Sozialisierung der Landwirtschaft, die 
Industr ialis ierung des Landes und die Organisiemng und 
Ausbildung der Arbei tskraft. 18 

Die Sozialisierung der Landwirtschaft steht in dieser Aufrei­
hung nicht umsonst an enter Stelle. 1980 entfielen erst 5% 
der landwirtschaftlich genutzten Fläche auf die S taatsfar­
men und Kooperativen, wobei die - zumeist aus den verlas­
senen Plantagen der Portugiesen hervorgegangenen - Staats­
fannen mit 4% eindeutig dominieren. Nach dem PPI is t jetzt 
vorgesehen, bis zum Ende der Dekade 10 Mio Bauern in 
Kooperat iven zusammenzuschließen, während an eine 
flächenmäß ige Ausdehnung des Staatssektors zunächst nicht 
gedacht ist. 
Mehrfach ist in der FRELIMO in letzter Zeit kritis iert wor­
den, daß das Landwirtschaftsministerium bislang die Förde­
rung des Kooperat ivensekton vernaCh lässigt habe. !Jnd der 
bevonugt behandelte Staatsfannsektor habe n icht die not­
wendige Effizienz in der Produktion aufzuweisen. 
Tatsächlich sind die: einzelnen landwirtschaftlichen Produk­
tionsergebnisse im Jahre 1981 (neuere Zahlen liegen n icht 
vor) fast durchgängig weit hinter den gesteckten Planzielen 
zuriickgeblieben. 

Die nebenstehend wiedergegebenen Produktionsziffern Hir 
vermarktete Agrareneugnisse zeigen zwar fast durchgängig 
Zuwächse gegenüber den Vorjahren, aber zu wenig, um von 
einem Durchbruch sprechen zu können. Ocr s tarke Abfall in 
der Reisproduktion ist ein deutlicher Hinweis auf im Staats­
farmseklor noch grassierende Ineffizienz: Er ist im wesent-

Vermarktete Agrareneugnissc in Mo<;ambique 1979-8 1 
in 1.000 Tonnen 

1979 1980 1981 Ziel 1981 

R .. is " 43 29 82 
Mais 67 " 78 137 
Sonrw.:nblurru: nkern<: , 12 12 17 
B.oumwolle " 64 74 I.' 
Kartoffeln 2. 9 14 " Bohnen l' I. 14 13 
Zitrusfrüchte " " 37 4. 
Kopra " 37 " " 
(Quelle: Africa Research Bulletin. Economie Financial and 
Tcchnical Scri!':s, Exeter, Nr. 8/30.9.1982, S. 6550) 
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lichen auf die schlechten Ernteergebnisse der größten Staats­
farm d!':s Landes zuriickzuruhren, dem agroindustriellen 
Komplex Limpopo in d!':r Gaza-Provinz. 
Die mot;ambiquanische Landwirtschaft ist also heute bei 
weitem noch nicht in der Lage, die ihr in der Entwicklungs· 
strategie der }--RELIMO zugedachte Rolle zu spielen. Sie 
sollte nämlich durch die Produktion von "Nahrungsmitteln 
und Rohstoffen Hir unsere nationale Industrie und den Ex· 
port" als "Hauptakkumulationsquelle" fungieren. 19 

Daraus jedoch wie Pete r Ripken auf eine quasi naturnotwen· 
dig werdende "verstärkte Orientierung auf den Westen"2o 
zu schließen, ist unzutreffend: 

Im Herbst 1982 schloß die Regierung in Maputo zwar erst­
mals mit der deutschen Bundesregiemng ein Entwicklungs­
hilfeabkommen über die Lieferung von Elektrokraftstatio­
nen im Wert von 10 Mio DM ab und gestand in Bonn dabei 
auch die Anerkennung der umstrittenen Berlin-Klausel zu. 
Gewichtiger als dieses Abkommen aber dürfte die Bereit· 
schaft Maputos sein, an der Neuverhandlung der Lome-Kon· 
vention zwischen den AKP (Afrika, Karibik, Pazifik)-Staa­
len und der Europäischen Gemeinschaft rur die Jahr!': 
1985-90 als Beobachter teilzunehmen. Als Mitgli!':d des 
Lome-Systems könnte Mopmbique in den Genuß von 150 
Mio Dollar aus dem Europäischen Entwicklungsfonds kom­
men. 21 

Die Parteitagsthesen beweisen aber erneut, daß die FRE· 
LL\10-Führung der Entwicklung einer eigenständigen Wirt· 
schaftskraft _ und hier insbesondere der Landwirtschaft -
absolut!':n Vorrang einräumt und dabei einige neue Akzente 
setzt. Die Sozialisierung der Landwirtschaft wird dort als 
"zentrales Anliegen der Partei und des Staates" bezeichnet. 
Vorrangig sollen zukünftig die Gemeinschaftsdörfer (eine 
Vorform des genossenschaft lichen Zusammenschlusses der 
Bauern) und die Genossenschaften staatliche Förderung er­
fahren. 

Neue Akzente in den Parte itagsthesen 

Neu und Widenpiegelung der aktuellen wirtschaftlichen 
Engpässe und Schwierigkeiten ist auch die Betonung von 
Kleinprojekten (small scale projects), die besondere Beach­
tung finden sollen, im Verhältnis zu entwicklungspolitischen 
Großprojekten (major projects), Die Thesen sind dennoch 
keine Argumentationshilfe rur die Anhänger "kleiner Tech­
nologie". 

Entscheidend bleibt die Einordnung von Groß- und Klein­
projekten in ein langristiges strategisches Konzept zur Ober­
windung der Unterentwicklung: 
"Die Lösung unserer mat!':riellen Probleme liegt in der Ab­
stimmung von Großprojekten mit Kleinprojekten und loka­
len Initiativen ... Die im Plan vorgesehenen entwicklungspoli· 
tischen Großprojekte werden uns in die Lage versetzen, 
große Fortschritte im Kampf gegen die Unterentwicklungzu 
machen. Die Ausführung dieser Projekte wird die materielle 
Basis des Sozialismus in unserem Land konsolidieren ... Bis 
zur Fertigstellung der Großprojekte b leiben jedoch Proble­
me, die das Leben des Volkes und die Gesellschaft betreffen 
- Knappheit an Nahrung, Kleidung, Transportmitteln und 
Wohnungen. Lokale Initiativen und Kleinprojekte sind der 
Weg, um einen großen Teil dieser Problem!': unverzüglich zu 
lösen. ,,22 

Oi!': Diskussion um Groß- und Klt':inprojekte in Mopmbique 
geht um mehr als um technische Fragen. Im Zentrum der 
Uberlegungen d!':r FRELIMO steht seit jeher die Produktiv­
kraft Mensch. 
Dreh- und Angelpunkt ist die Freisetzung dt':T "schöpferi­
schen Initiative der Massen". Denn: "In d!':n Großprojekten, 



den Kleinprojekten und den lokalen Initiativen sind immer 
Menschen mit ihrer Starke, ihrer Entschlossenheit und ihrer 
Intelligenz der bestimmende Faktor bei der Lösung der Pro­
bleme des Volkcs."23 
Was in Großbetrieben und Staatdannen nur über die Institu· 
tionalisierung fönnlicher Organe wie der seit 1976 überall 
gescharrenen Produktionsräte eine Keimfonn zukünftiger 
Massengewerkschaftcn - demokratisch geregelt werden 
kann, ist in Kleinprojekten oft viel unmittelbarer möglich. 
In den landwirtschaftlichen Genossenschaften und den Ge­
mcinschaftsdörfern 2..8., so argumentieren die Thesen, 
müsse die Partei sicherstellen, daß Entscheidungen über den 
Anbau, die Produktionsziele und ·methoden mit den Diskus­
sionsergebnissen der Genouenschaftsmitglieder selbst über­
einstimmen. Bei der Realisierung von Kleinprojekten sei zu 
gewährieiSlen, daß die daran beteiligten Menschen einbe:w­
gen werden in die Festlegung von Prioritäten, das Ausfindig­
machen vorhandener Ressourcen, die Auswahl der geeignet­
sten Technologie, die Planung und Durchruhrung des Pro­
jekts. 
Eine Schlüsselrolle bei der gesamtgescllschaftlichen Verwirk· 
lichung derartiger VonteIlungen spielt selbstventändlich die 
Hebung des Bildungsniveaus der breiten Massen, weshalb 
dem Kreuzzug gegen den Analphabetismus, aber auch "Aus­
bildungsinitiativen an allen Arbeitsplätzen" eine hohe Priori· 
tät eingeräumt wird. 
E.s wird deutlich, daß der von der FRELThIO vertretene 
Fortschrittsbegriff über die von R. KöBler vermutete "ein­
linige Entwicklung der Produktivkräfte". die mit dem tech­
nischen Fortschritt mehr oder minder in eins fallt, weit hin­
ausgeht. Mithin läßt sich auch die These vertreten, daß der 
von der FRELTh10-Partei in Angriff genommene gesell­
schaftliche Wandel schlechterdings in den Begriff der "nach­
holcnqcn Industrialisierung" gezwängt werden kann. 
Es geht um weit mehr, um nicht mehr und nicht weniger 
nämlich, als um die Organisierung eines gleichsam doppelten 
radikalen Umgcstaltungsprozesscs, der über die Revolutio­
nierung der gesellschaftlichen Verhältnisse zugleich die Vor­
aussetzungen zur Revolutionierung der Produktivkräfte un-

ter den Bedingungen der Unterentwieklung schafft. 

In jedem derartigen Prouß unt~r d~ratig~n Bedingungen 
stellt sich die Frage nach den Akkumulationsquellen im 
wesentlichen als Frage nach dem Transfer des landwirt­
schaftlichen Mehrprodukts in den industriellen Sektor. Und 
das 5~tzt zunächst einmal VOT'JUS, daß ein solch ausreichend 
groBes Mehrprodukt auch produziert und vermarktet wird. 
Landwirtschaft und Industrie sind Yie\rJltig miteinander ver­
koppelt: 

Die FREUMQ-Partei hat sich dafm entschieden. daß ,,die 
Errichtung der Schwerindustrie eine Notwendigkeit fUr die 
vollständige Befreiung der Volksrepublik Mopmbique von 
wirtschaftlicher und technologischer Abnängigkeit, in der 
sie noch lebt, (ist). Oie Errichtung der Schwerindustrie, deo 
ren Grundlagen wir gerade schaffen, ist ein strategisches 
Ziel, daß langfristige Vorteile bringen wird."24 
Selbstverständlich komm t in den größeren Industriebetrie­
ben Mo.-;:ambiques fast ausschließlich hochmoderne, kapital­
intensive Technologie zum Einsatz, was in der Diskussion 
um die Wahl der Technologie wegen der damit verbundenen 
geringen direkten Arbeitsp latzeffekte oft kritisiert wird. 25 

Diese Entscheidung ist indessen - wie W. Schocller heraus­
gearbeite t hat - auch vor einem anderen Hintergrund zu 
sehen. Denn nur re lativ arbeituparende, efflZiente Indu­
strien auf hohem Produktivitätsniveau sind in der Lage, in 
ausreichendem Maße Konsumgüter rur die Arbeiterklasse 
und Produkte Hir den bäuerlichen Massenbedarf herzustel­
len. 
Dies wiederum ist eine entscheidende Voraussetzung, um 
einen wachJenden vennarktbaren landwirt5Chaftlichen Ober­
schuß anregen zu können. Und dies ist erforderlich. um eine 
produktive Beseitigung der Arbeitslosigkeit, durch Entwiek­
lungsprojekte und die Aufnahme neu~r Produktionen, zu 
ennöglichen. Ein~ durchgängig eingesetzte arbeitsintensive 
Technologie würde schließlich nieht nur die Arbeiuproduk­
tivität auf einem entsprechend niedrigen Niveau belassen, 
sondern auch das Reallohnniveau.26 

Dies jedoch wUrde letztlich auf eine grundsätzliche Infrage­
stellung des Hauptentwicklungsziels der FRELTh10 hinaus­
laufen, nämlich "eine völlig von der Ausbeutung des Men· 
schen durch den Menschen befreite Gesellschaft in Mo.-;:am­
bique zu errichten, in der sich die materiellen Lebensverhäh· 
nisse des Volkes ständig verbessern und seine sozialen Be­
dürfnisse in wachsendem Maße befriedigt werden".27 
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Kultur 

Jutta Weber 

"Vol" - der 
des 

Lange: J ahre ha t der türkische Regisseur Yilmaz Güney in 
den Gefangnissen seiner Heimat zugebracht. 1937 in Süd­
Analo lien als Sohn eines Landarbeiters und späteren Guts­
verwalters geboren, schlug er sich zunächst als Baumwoll­
pflücker, dann als Metzgermeister durchs Leben. 

Kun: nach Aufnahme eines Okonomiestudiums erhielt er 
per Zufall1 957f58zuffi ersten Mal eine Filmrolle. Innerhalb 
kürzester Zeil war er zum wohl bekan ntesten Volksschau­
spie ler geworden. hatte er an über 100 Filmen - häufig als 
Hauptdarsteller - mitgew irkt. 

Ein stetes Argernis für die Behörden 

überdrüssig, den Helden kommerzieller Schnulzen spielen 
zu müssen, gründe le er 1967 C':ine eigene Produktionsfi rma . 
Er ist seither oft zugleich Autor, Hauptdars teller und Regis­
seur seiner Filme_ Die Drehbücher zu einigen seiner bekann­
testen Streifen sind im Gefangnis entstanden, z .B. zu " Die 
Unruhe" (l974). " Die Herde" (1978), " Der fein d " ( 1979) 
und seinem neueS ten film "Yol" (Der Weg - 1981). 

Erstmals war Y. Güney 1958 anläßlich seiner Erzählung 
"Ungleichung m it drei Unbekannten" der Prozeß gemacht 
worden. Wegen "kommunistischer Propaganda" wu rde er zu 
7 1/2 J ahren Gefangn is und 2 1/2 J ahren Verbannung verur· 
teilt. Unter dem Druck in- und ausländischer Proteste wurde 
das Urteil bei der Berufun~verhandlung in eine kürzere 
Haftstrafe umgewandelt . 

--SU nt . .. dcmGunc)_f,lm •• YoI·· 
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Weg 
Güney 

1972 brachte ihm die Unters tützung einer rebellischen Stu­
dentengruppe gleich zehn Jahre Haft ein. wovon er - wegen 
der un ter Ministerpräsident Ecevit durchgeführten Amnestie 
- aber nur zwei Jahre absitzen mußte. 1974 erfolgte eine 
erneute Anklage wegen eines Artikels gegen die Invasion 
Zyperns. 
Eines Abends wird bei einem Handgemenge in einer Kneipe 
der ermittelnde Staatsanwalt erschossen. Obgleich sich Y. 
Güneys Neffe mit der Tatwaffe in der Hand den Polizei­
behörden stellt, wird der Mord aus politischen Gründen dem 
unbequemen Volkshelden Y. Güney angelaste t . Im Gerichts· 
prozeß werden sämtliche gegenteiligen Beweismittel igno· 
riert und er wird zu 18Jahren Gefangnis verurteilt. 
Aufgrund seiner Popularität ist der Sträfl ing Y. Güney aller­
dings den Behörden und auch den seit September 1980 re· 
gierenden ]> ulSchgenerälen, zu deren profiliertesten Gegnern 
er gehört, ein Dorn im Auge . Diesen Menschen, dessen Bild 
in Stadt und Land in zahlreichen Wohnungen. Cafes und 
Geschäften hängt, können sie nicht einfach beseitigen. Des· 
halb konnte Yilmaz Güney seine Haft in einer halb offenen 
Anstalt absitzen, dort Besuch empfangen und - wenngleich 
mit großen Schwierigkeiten - seine Arbeit fortsetzen. 
Das Drehbuch für Yol ist das erste, das er unter der Militär­
diktatur schrieb. Eine geschönte fassung hatte die Zensur 
der Militärbehörden passiert, als ab J anuar 1981, während 
Y. Güney im Gefangnis saß, nach genau ester Absprache mit 
Regisseur Serif Gören und einzelnen Dars tellern in der 
Türkei die Dreharbei ten begannen. Nach der Belichtung 
wurde das f ilmmaterial sofor t in die Schweiz geschmuggelt. 



Als V. Güney im Oktober 1981 Hafturlaub erhäh, kehrt er 
nicht mehr ins Gefangnis zurück. Er flieht zunächst in die 
Schweiz, später nach Frankreich, wo er selbst den Schnitt 
des Films fertigsteIlt. 
Um einen Hafturlaub, wie V. Güney ihn bekam, geht es 
auch in Vol. Fünf Männer. deren Vergehen dem Zuschauer 
nicht bekannt sind, werden für eine Woche aus einem Ge­
fangnis der türkischen Militärs freigelassen. Die Freiheit, die 
sie nun haben, stellt sich allerdings als Schein heraus. Allge· 
genwärtig ist die Unterdrückung der Bevölkerung durch die 
Militärs: Kontrollen. Ausgangssperren, Schießereien. 
Allgegenwärtig sind aber auch überkommene, ausgehöhlte. 
sinnentleerte Traditionen und die verbreiteten islamischen 
Moralvorstellungen, in denen auch die entlassenen Häftlinge 
befangen sind. Die ganze türkische Gesellschaft erscheint als 
ein einziges brutales Zuchthaus. 
Der Weg des Häftlings Yusuf ist schnell beendet. Als er bei 
einer Ausweiskontrolle seine Urlaubspapiere verloren hat. 
ruhrt man ihn ins Gefangnis zuriick. 
Der aus bürgerlichem l'lause stammende Mevlüt fühlt sich 
beim Besuch seiner künftigen Schwiegereltern wie im Ge­
fangnis. Wegen ständiger Bespiu:elung kann er nie mit seiner 
Verlobten alleine sein. Verärgert wählt er den Ausweg ins 
Bordell, nicht ohne vorher seiner Verlobten die Spielregeln 
der späteren Ehe zu erläutern, die für sie absoluten Gehor· 
sam bedeuten. Freudig willigt diese in ihre Unterwerfung 
ein ... 
Mehmet besucht seine im Hause ihrer Eltern lebenden Frau. 
Die Familie begegnet dem "Feigling" mit Verachtung. Bei 
einer Einbruchsaktion war l\lehmet geflohen und hatte 
einen verwundeten Schwager zurückgelassen und sich damit 
in den Augen der Familie dessen Todes schuldig gemacht. 
Mit Frau und Kindern verläßt Mehmet im Zug die Stadt. 
Nachdem sie - bei ihrer ersten Umarmung auf der Toilette 
von lynchwütigen Massen entdeckt - in den Gepäckwagen 
fliehen, vollstreckt Mehmets jüngster Schwager an ihm und 
seiner Frau die Blutrache der Familie. 

"Zerbrecht die Scheiben" 

Seyits Frau ist ihm während der Haftzeit untreu geworden, 
hat sich prostituiert. Seit 8 Monaten wird sie von ihren Ver­
wandten in einem dunklen Ziegenstall in Ketten gehalten, 
um so auf den Tod aus der Hand Seyits zu warten. 
Seyit wirkt innerlich zerrissen und unentschlossen. Er läßt 
die entkräftete Frau durch die Schneewüste stapfen, wobei 
sie schließlich zusammenbricht und erfriert. In letzter Minu­
te will Seyit sie retten. aber es ist zu spät. Wie zuvor auf das 
erfrierende Pferd schlägt er nun mit seinem Sohn auf seine 
Frau ein, um sie am Einschlafen zu hindern. Sie aber ist 
schon erstarrt. Auf dem Rückweg ins Gefangnis entschließt 
sich Seyit im Zug, seinen Ehering anzulassen ... 

Omer, der Kurde . kehrt in sein Dorf nahe der syrischen 
Grenze zurück. Täglich finden hier Razzien der nach 
Schmugglern suchenden Militärs statt. Die Bevölkerung ist 
durch den Terror verängstigt und eingeschüchteTl. Allmor­
gendlich karren die Militärs die Leichen der nachts von ih­
nen Erschossenen zur Identifizierung ins Dorf. Aus Angst 
verleugnen die Angehörigen ihre Verwandten. Eines Mor· 
gens ist unter den Leichen auch Omers Bruder. Omer weiß, 
daß er jetzt an dessen Stelle treten wird. Er nimmt die hin­
terlassene Witwe zur Frau und wird sich den Partisanen an· 
schließen. 

Yol läßt beim Zuschauer zunächst ein Geruhl von Trauer, 
Bedrücktheit und Ohnmacht zurück. Wie in anderen Filmen 
V. Güneys werden die unmenschlichen Zustände, die Situa­
tion der unterdrückten l-'rauen und das Gerangnis da Moral-

»Yol ist nicht nur ein Film übe,. die Türkei, 
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vorstellungen und Traditionen der türkischen Gesellschaft 
angeklagt. Dennoch bleiben letztlich nicht Hoffnungslosig­
keit und Verzweiflung. 
Indem Yilmaz Güney zeigt, daß dieses Gefangnis überholter 
und unterdriickerischer gesellschaftlicher Traditionen und 
Lebensweisen durch Menschen gemacht iu, weist er gleich· 
zeitig darauf hin, daß dieses Gefangnis durch die Menschen 
auch abgeschafft werden kann. Y. Güney sieht - wie er 
selbst sagt - seine Aufgabe nicht darin, militantes Kino zu 
machen. sondern militante Zuschauer. 
Im Mai 1982 erhält V. Güney beim Festival in Cannes rur 
"Yol" zusammen mit Costa Gavras für "Vermißt" die 
höchste Auszeichnung, die goldene Palme. Aufgrund der 
Intervention der türkischen Militärbehörden wird er jedoch 
noch während der Festspiele aus Frankreich ausgewiesen. 
Von den westeuropäischen NATO-Partnern der Türkei er­
hält Y. Güney keine Aufenthaltsgenehmigung. 
Nachdem er einem Ultimatum der Militärs. bis spätestens 
25. 10.1982 in die Türkei zurückzukehren. nicht gefolgt ist, 
wird ihm die türkische Staatsbürgenchaft aberkannt. Aus 
Angst vor den Tod<:skommandos der faschistischen Grauen 
Wölfe, dic ihn seit seiner Flucht bedrohen, und aus Angst 
vor den Fangarmen der türkischen Militärs - die mit den 
westeuropäischen Sicherheitsdiensten zusammenarbeiten -
ist Y. Güney untergetaucht. 
Zum Schweigen hat man ihn freilich noch Ilkht gebr.!cht: 
Gemeinsam mit 60 in der Bundcsrepublik lebenden türki­
schen Gastarbeitern dreht er gerade scinen bisher aufwendig­
Sten Film "Zerbrecht die Scheibcn, um die Vögcl zu be­
frekn". In sdner Heimat stehen gq::O:Il Y. Güney etwa 10 
weiter<: politiSCh<: Prozesse an, die ihm dwa 100 Jahre Haft 
dnbringen würden. 
Für die demokratische Bo:wegung in den wesll'uropäischell 
Lälldt'rn gilt es. dafür einzutrelt·ll. daß Yilmaz Güney, der 
sich als ucmokralischer Revolutionär versteht, hkr ullgdlill­
derl arbt·ilt·u k,mn. 
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Bundesrepublik - Dritte Welt 

Wahlprüfsteine 1983 zur Entwicklungspolitik 
Die fo lgenden "Wah lprufsteine Entwi(;k1unS' politik 1985" wurden 
VOm Oui~burger Latcin:uncrikakomit~ erar~ ile l und der Solid .. r;­
tätsbcwegung zur Oiduusion genel I! . Eine Reihe ~on entwicklungs· 
po litischen GruPI»eD und SoIidaritil:!komitCCI unlcntüucn die d:uin 
e nthaltenen J.'orderungc n. SO u .L die Vc~inigung vOn Mitarbeitern 
dcs Deutschen Entwicldungsdicmtcs (DEO), Medien In te rna tional , 
das Informationsbüro N ihngua, da.. Mittdame rikakomitec 8 0 nn , 
das Antiimpcrialistischc Sol idaritätskomitce (ASK) und das AlK. 
Da.. Duifburge r Latc inamc rikakomitcc bat dazu aufgerufen, alk Bun­
dcstagskandida tcn im gegenwärtigen Wahlkampf mit den Prüfste inen 
-':u konfrontieren und die Parteien Zu Diskussions\"cran.t.:lltungcn he .... 
aus;I;ufordcm. 

Angesichts hoher Arbeiulosigkeit, wachSf;nder Umweltzerstörung 
und zunehmender a lOmarer Kriegsgebhr droht das Thema Entwi<;k­
lungspolitik an politischem Gewkht zu \'erlieren bzw. zu einem funk­
tionalen Anhängsel der WirtschafIs·, Außenwirtschafts-, Außen- und 
Skherheiupolitik Zu werden. 
Dnhalb muß auf eine eigenständige Entwi<;klungspolitik, die skh 
primär an humanitären Erwägungen sowie an einem langfristigen 
Ausgleich des Entwicldungsgdlilles zwischen Indunrieländern und 
Entwicklungsländern orientiert , hingewirkt werden. 
In dieSf;m Zusammenhang sollen die folgenden 10 Thesen eine Meß­
latte darstellen, mit der die entwicklungspolitischen Vorstellungen 
der verschiedenen Parteien in der Bundesrepublik bewertet werden 
können. 
I. Das O.7%-Zid (Anteil der öffentlichen Entwlcldungshilfe am 
Bruttosozialprodukt) darf nicht zur deklamatorischen Floskel ver­
kommen und kurzfristigen wirtschaftspolitischen Erwägungen unter­
worf.,n werden. Vielmehr sind konkrete Schritte aufzuzeigen, wie 
dieses - zunächst rein quantitative - Ziel erreicht werden kann. 
Das 0,7%-Ziel sagt - rur sich genommen - nicht vid aus und muß 
deshalb qualitativ gefüllt werden. Technolugische Superpr.o';':kte, die 
zwar unter venvaltungsmäßigen Gesichnpunkten für einen effizien' 
ten ]I.Iittelabfluß sorgen, erre ichen in der Regel die relevanten Ziel· 
gruppen nicht. Es muß daher Aufgabe der Bundesregierung sein, eine 
Strategie, die direkt der Befriedigung der Grundbediirfnisse dient, in 
die Projektpruis umzuseuen. ( ... ) 
2. Es hat sich gezeigt. daß Nichtregiuung"organi!a tionen (NH.G~) bei 
der praktischen Umsetzung des GrundbediirfniskoIU.eptes oft we.ent· 
lieh mehr Erfolg haben ab staatliche Trägerorganisationen. Dies liegt 
in erster Linie daran, daß sie vorwiegend di .... kt an der Basis arbeiten 
und daß sie auch da aktiv werden können, wo eine Zusammenarbeit 
zwischen Regierungen konfliktträchtig wi ..... 
Die entwicklungspoliIische Arbeit von NRC, muß daher unter Aner' 
kennung ihrer politischen Eigenständigkei t stä rker gefördert werden. 
Die bürokratischen Hemmnisse (Antrags- und Venvendungsnachweis­
verfahren) bei Kleinprojekten müssen abgebaut werden. 
3. Der Ost·West·Gegen!alZ darf nicht zum bestimmenden Faktor 
bundesdeutscher Entwicklungspolitik werden. 
Nicht das politische Wohlverhallen der Länder der Dritten Welt im 
Sinne der IntereSOien der USA und der NATO, sondern der Grad der 
Bedürftigkeit im Sinne von Grundbedürfnissen gemäß These 1 (Ge­
sundheit, Bildung, Nahrung, Wohnung) muß das wich tigste Kriterium 
für en(wicklungspolitische Hilfeleistung sein. ( ... ) 
4. Ein besonderer Schv.-e'1>unkt der bundesdeutschen Enlwi<;kJu""" 
hilfe muß in der Unterstützung derjenigen Länder liegen. de .... n ein­
geschlagener Entwicklungsweg eindeutig auf die Befriedigung der 
Grundbedürfni.se im Sinne der These I au~richtet ist. Dies ist z.B. 
in Ländern wie Nikaragua und Zimbabwe der Fall. Geplante Kurzun" 
gen oder Verzögerungen bereits zugesagter Hilfeleistungen sind un° 
venüglich zurückzunehmen. 
5. Diktatorische Regimes. wie z.B. in EI Sah'ador, deren innenpoli· 
tische Verhällnisse z ... ·eifdlos eine im Interesse der Mehrheit der He­
völkerung liegenden Hilfe unmöglich machen, dürfen nich t durch 
bundesdcut:sche politische und/oder wirtschaftliche Unterstützung 
uabilisiert werden. Jegli<;he Hilfe an solche Regierungen bedeutet 
eine Absage an eine notwendige Veränderung der politischen und 
wirtschaftlichen Struktu,en im Interesse der Bevölkerung und damit 
eine Verlänl\erung von Elend. Ausbeutung und Repression. 
6. Jegliche }'inanz-. Wiruchafu- und MililärhiJre rur die Militär­
diktatur in der Türkei ist sofort auszusetzen. Die bewilligten Mittel 
sind erst dann auszuzahlen, wenn eine eindeutige Entwicklung demo­
kratischer Verhältnisse in der Tiirkei festzustellen ist (z.B. Freilas­
sung zehntausender politischer Gefangener, Aufhebung des Parteien­
verbots, Gewerkschaftsfreiheit, Aufhebung der Prenneruur). 
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7. Im multilateralen Bereich muß die Bundcsrepublik ihren Einfluß 
dahingehend geltend machen, daß die Vormachtstellung der Indu· 
strieliinder abgebaut und eine stärkere Beteiligung der Entwicklungs­
länder an der Kontrolle und Leitung der multilateralen Institutionen 
_ einschließlich des Inumationalen Währungdonds (IMt") - errcicht 
wird. 
Wirtschafts- und sozialpolitische Maßnahmen in den Entwicklungs· 
l.iindern, die zum größten Teil zu Lasten der armen Bevölkerungs· 
sch ich ten gehen, dürfen nicht länger zu VoraulSetzungen rur eine 
Kreditgewährung sei tens des lMF gemacht werden. 
8. Im Rahmen ihrer muhila(eralen und internationalen Zusammen· 
arbeit muß die Bundesregierung die Forderungen der Entwicklungs· 
lander nach einer Neuen Wdtwirtschaftsordnung wirksam unterstüt­
zen _ auch im langfristigen Eigeninteresse. Insbesondere muß auf 
einen verbindlichen und kontrol1ierbaren Verhaltenskodex rur tnu15-
nationale Konzernc hingearbeitet werden. der die folgendcn Schwer­
punkte einschließt: 

• Vermeidung restriktiver GeschäftsprJ.ktikcn in Entwicklungslän· 
dem; 
• Anerkennung und Nichtdiskriminierung von Gewerkschaften io 
Entwicklungsländern; 
• Vermeidung von verstecktem GewiJ\ntransfcr über enl5prechende 
Verrechnungspreise im Intrakonzernhandel. 
"-erner darf der ZUglong von Induslrieprodukten au, den Entwiel:· 
lungsländcm in die Industrieländer nicht blockiert werden. In diesem 
Zusammenhang ist das Argument der Arbeitsplat:Z\ernichtung nur 
ein vordergründiges. da 
• durch Handel mit Entwicklungsländern per Saldo mehr Arbeits­
plätze geschaffen als vernichtet werden; 
• Arbeitsplätze primär durch weltweiten technologischen Wandel 
und Konkurrenz abgebaut werden. Die Lösung liegt deshalb in einer 
zukunftsorientierten Strukturpolitik. die Arbcitueitverkünungen 
und gebr~uchswertorientierte Produ ktion stärker mit in Betracht 
zieht. 
9. Die Bundesrepublik muß sowohl aus humanitären Gründen als 
auch aus Gründen der internationalen Glaubwürdigkeit die von der 
UNO anerkannlen Befn:iungsorganisalioncn wie die Palästinensi.che 
Bef .... iungsorganis.ation (PLO), den Afrikanischen Nationalkongress 
Sildafrikas (ANC) und die Südwestafrikanische Volksorganisation 
Namibias (SWAPO) politisch und humanitär wirksam unterstützen 
und sich aktiv rur die Verwirklichung der UNO· Resolutionen zu 
Namibia, Sildafrika und dem Nahen Osten einSf;tzen. 
Vor allem ein "oIJatändigc r Boykott des Aputheidregimes in Süd­
afrika wäre ein wirksamer Schritt, um die Ablösung dieses Regime. 
~u beschleunigen. 
10. Rüstungsel<poru in die Dritte Welt verschärfen soziale Konflikte 
in den jeweiligen Ländern und verlängern Ausbeutung, Unter­
drückung und politische Repression. Sie stehen damit in krassem 
Gegensau zu entwicklungspolitischen Zielsetzungen. 
Waffenel<porte in die Dritte Welt sind moralisch nicht zu rechtferti· 
gen, auch nicht durch eventuelle politische und wirtschaftliche Vor­
teile der Bundesrepublik. Daher sind RüuLlngsexporte in Under der 
Dritten Welt gesel7.lich zu verbieten. Eine Umstellung auf ~ivilc Pro­
duktion ist auch aus binnenwir tschaftl ichen Erwägun~n heraus ge­
boten. 



Rückblick 

Karl Marx und die Dritte Welt 
Der 100. T odcSlag von Karl Man< 3m 14. März 1983 rief auch die 
Verehrer dcr "kritischen Kritik" auf dcn Plan. So lud das Westbcrli­
nc r Institu r für Philo:sophie an der Freien Universität rur Februar dJ. 
zu dnc. ihcorctischcn Konfeunz und lockte U.a. damit: "Paulin 
lIontondji kann uns dazu verhelfen, eine naiv eurozentrische Denk­
\\'d~ im Marxismus Zu erkennen," Wer auch immer de r angekündigte 
lIelfer sein mag - die These ist hienuJande zwar populär. aber nicht 
sehr originell. Schon in den Jahren des 'Kalten Krieges' und der 
antikolonialen Kämpfe in Afrika wurden Versuche unternommen, K. 
Marx und Friedrich Engels derartiges zu unterstcllen - ohne den 
~wün5Chten Erfolg. 

Im Gegenteil. Kaum eine nationale Befrdungsbewegung, die sich 
heute nich t wesentlich auf Grundsätze beriefe, die von Man: und 
Engels entwickelt wurden; eine beträchtliche Anzahl von Nationen in 
Asien, Afrika und Lateinamerika beruft sich bei ihren Versuchen 
einer eigenHändigen Entwicklung auf den wissenschaftlichen Sozia· 

-

lismus: die Werke 50 bedeutender Theoretiker des nationalen Befrei· 
ungskampfes wie Oie Guevara, Ho Chi Minh, Lc Duan, Arnikar 
Cabral oder auch Kwame Nkrumah sind ohne K. Mao., F. Engels 
und, in der Weiterentwicklung, W.I. Lcnins nicht denkbar. 

Wenn Amikar Cabral die nationale Befreiung als "Wiederherstellung 
(der) hinorischen Persönlichkeit (eines Volkes)" ansah, als "seine 
Rückkehr zur Geschichte milleLs der Zerstörung der imperialiniKhen 
Herrschaft, der es unterworfen war", dann knüpfte er damit an die 
Erkenntnis an. die K. Mar:< und F. Engels im "Manifest der Kommu· 
nistischen Partei" 1848 formuliert hatten: 
"Das Bedürfnis nach einem steu ausgedehnten Abs;otz für ihre Pro· 
dukte jagt die Bourgeoisie über die ganze Erdkugel. ( ... ) Die Bour­
geois ie reißt ... alle, auch die barbarisehnen Nationen in die Zivili· 
sation. ( ... ) Sie zwingt alle Nationen. die Produktions"'eise der Bour· 
geoisie sich anzueignen, wenn sie nicht zugrunde gehn wollen; sie 
zwingt sie. die sogenannte ZiviliJation bei sich selbn einzuführen." 
Berücksichtigt man die eingetretenen historischen Veränderungen, so 
bezeichnet dies im weRntlichen nach wie \'or die Stellung der -
ehemals kolonial, heute neokolonia! unterdrückten und ausgebeute· 
ten - sog. Dritten Welt im System des Kapitalismus. Dessen eigene 
Entstehung verbindet K. Mar:< im "Kapital" mit der Ausbreitung der 
Kolonialherrschaft : 
"Die Entdeckung der Gold· und Silberländer in Amerika, die Aus· 
rOttung, VersklaltUng und Vergrabung der eingebomen Bevölkerung 
in die Bergwerke, die beginnende Eroberung und Au.plünderung von 
Ostindien, die Verwandlung von Afrika in ein Geheg zur Ifandelsjagd 
auf Schwanhäute bezeichnen die Morgenröte der kapitalistisch"n 

Produktionsära. Di"se idy!liKhen Prozenc sind Hauptmomente der 
ursprünglichen Akkumulation." 
Und sie blieben "5, Karl Mar:< 1853 üb"r die britische Kolonialherr· 
.!iChaft in Indien: "Die tid" H"ucheki der bürgerlichen Zivilisation 
und di" \'on ihr nicht;tu trennend" Barbarei Ii"gen unverschleiert vor 
unser"n Aug~n, sobald wir den Blick ,on ihr"r H",mal, in der si" 
unter resp"ktabkn Formen auftreten. nach den Kolonien wenden, 
wo sie sich in ihr"r ganzen Nacktheit zdgen." 
Noch G.F. Hegel hatte in ""iner "PhiLosophi" d~ r ~schichte" üb"r 
Afrika g.:uneilt: "Es ist kein geschichtlich"r Wellteil, .,. hat keine 
Bewegung und Entwicklung aufzuw"isen." !'ür K. Mar:< und F. 
Engels waren auch die Ge""nschaft"n Afrikas KJass"ngescllschaftcn _ 
Khon bevor das Eindringen des Kapitals ihnen spezifisch" Züge v"r· 
lieh. Diese Grunderkenntnis bedeutete. daß auch si" von KJass"naus· 
einand"rsetwngell geprägt waren. also Entwicklungen durchliden 
und folglich eine - wenn auch nicht ge.!iChri"b"n üb"rLief"ne _ G,,· 
schichte besaßen. 
Für di" recht"n bürgerlichen Th"oretiker der angeblichen "Ge· 
Khichtslosigkeit" nicht"uropäisch"r Völk"r hallen K. Man und F. 
Engels nur Hohn übrig: "Alle and~rn Nation"". alle wirklich"n Er· 
"ignine werden v"rgcssen, das Theatrum mund; (Welttheat"r) b,,· 
Khrankt sich auf die Leip;tig"r BuchermnlC," (Friedrich Engels, Die 
deutsch" Id"ologie, Ig46) 
Zu einer Zeit, da sich die ra.siniKhen l'Ieltherrschaftstheoretik.,. d"s 
Imperialismus breitmachten. traten K. Man: und F. Engels b"r"iu 
seit Jahrzehnt"n für das Sc:!bstbestimmungsr"cht auch der kolonial 
und halbkolonial unterdrückten Völker cin und bekämpften jed· 
weden rassischen DimkeL in d.,. int"rnalionalen Arb"iterb"wegung. 
Den Kampf der Arb"iterklass" in den Metropolen und der unter· 
drückten Völker in d"n Kolonien - in welchen sie, infolge d"r kapi· 
talistischen Durchdringung, d;" Entu"hung "iner Arbdterklas"" vor­
aussahen - bdrachtct"n sie als miteinander eng verknüpft, und 50 
auch d",scn Erfolg. 
England war die b"h"TTsch"nd" Macht. Aho formuliert" K. Mar:< 
l847 in einer Rede: .,Der Sieg d"r englischen Prol"tarier über die 
"nglische Bourg.:ois;" ist daher entscheidend für den Sieg aller Unter· 
drii.ckten gegen ihr" Unt"rdrücker." 
Mitnichten bedeutete dies die Zurücknc:!lung dn antikolonialen 
Kampfes oder seine Unte rordnung als eine Art Fol~erschdnung d"r 
Revolution in d"n Metropolen. Seinen Erfolg hielt K. Mao. auch 
unabhängig rur möglich, e twa, wenn "di" Inder selbst nark ~nug 
geworden sind, um das englische J och d n rur allemal abzuwerfen", 
Wohl ab"r b"zeichnel es den Umuand, daß di" Befreiung ers t vo ll· 
endet werden kann, w"nn die Hauptmacht d"r Unterdrückung ge. 
brochen ist. 
Als vorrangige Aufgabe des Kampfes der kolonial unterdrückten 
Völker sahen K. Mar:< und F. Engels die Erringung der Unabhängig· 
keit an. Allerdings sahen si" di" staatliche Souveränität nicht als 
Endziel dieses Prozesses. 
Schon 1843 hatte Mar:< ,,zur J udenfrage" angemerkt: "Di" politische 
Emanzipation in allerdings ein großer Fortschritt", j"doch "nicht di" 
letzte Form d"r menschlichen Emanzipation überhaupt," 
Was dies bedeutet, drückt seine Anmerkung zu Indien von 1853 aus: 
.. Die !'rag" ist. ob di" ~{.,nschheit ihre Bestimmung erfüllen kann 
ohn" radikal., Revolution;"rung d"r sozialen VerhältnislC in Asien." 
Und am Beispiel der Unterdrückung Irlands: "Was di" Irländer brau· 
ehen ist: I. Selbstregierung und Unabhängigkeit von England. 2. 
Agrarische R"volution. 3. Schutzzölk gegen England." 
Im Kampf für die nationak Befr"iung und ihn: revolutionäre Voll· 
"ndung Jahen Mar:< und Engels gem"insame Interess"n der unt"r' 
drikkten Völk"r und d"r kämpr"nd"n Arbeiterklasse in den Metro­
pokn - der Unterdrücker ist derselbe, dasselbe System. Mit di"ser 
Erkenntnis begründeten si" da' Prinzip d"s Internationalismus, die 
in t"mationak Solidarität als Pflicht der org'dnisL"rten Arb";t"rbc­
wegung. 
Erfolgreich Jl:tzten sie di",,, Forderung in der 1. Internationale am 
B"ispid der irischen l'rage durch: Die Internationale unt""tüizte di" 
1867 ";ttsctzende Solidaritätsbewegung in der ~nglisch"n Arbeit"r­
klasse mit der irisch"n Revolution. 
Fragen d", antikolonialen Befreiungskampfes spidt"n ZU K. Marx' 
Lebzeit"n ein" unt"rgeordn",,, Rolk - zumal die Unterwerfung der 
Völker Asi"ns, Afrikas und Ozeani~n5 noch in voU"m Gange war. Wo 
- wie in Indien, vor allem ab"r in Irland und in Polen - di" nationale 
.' rage ind"",,n von Freih"itsb"w"gungen getragen wurd", äußerte 
sich d"r Int"rnationalismus von K. Mar:< in praktisch"r Unt"rstüt· 
zung. J . O, trowsky 
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Rezension 

Neuerscheinungen zum Südlichen Afrika 
Dcuts<;hspr.lch~ IlislOriograficn waren bislang Mangdwan: in der an 
sich umfangreichen Li teratur zu Südafrika. Zwei Ncuenchcinungen 
des J ahres 1982 beginnen diese lücke auf ~hr ußtcrschif:dliche Wei­
se Zu schl ießen: 
Alfred Babing/Hans· llictcr DräueT, Fanal "m Kap _ Ein Rcport. Verlag 
der Nation, Berlin 1982,400 Sei t<'n , 14,30 D~t . 

LuH Callinicos. Gold in Si.i<Iafrika. S<:hwaru ArlHoil - Weilkr Reich­
tum . edition ~üd lichc" afrika. Band 10. Bonn 1982, 120 Seiten. 
19,80 1),\1 , 

Mll "Fanal 3m Kap" hab"n die Autoren ein sehr engagiert geschrie­
ben,",! Werk vorgelegt. Die um thcrnati$Chc Vollständigkeit bemühten 
Auloren geben einen Abriß der südafrikanischen Geschichte und eine 
Abhandlung der wich tigsten Konfliktfelder der Apartheidpolitik. 
'Report' ist ein zutreffendes Kürzel zur Kennzeich nung die!iC5 popu· 
lärwissen~chafllichen Buches. 

Otarakteristisch für den Stil von ßabing/Bräuer sind die kur~en ein· 
gestreuten fikti ven Szenen, mit denen historische Ereignisse angeris­
sen werden. Eine Technik , mit der die Au ton>n versuchen, histo­
ri sche Atmosphäre zu vermitteln; sicherlich ein legitimes Millel, um 
einen breiten Leserkreis, auch u n ter Jugendlichen, anzusp rechen. 
Die Darstellung des historischen Teils fängt mit dem Beginn der wei­
ßen Besiedlung Südafrikas im Jahre 16:.2 an. Dabei setzen sich die 
Autoren mit der unhaltbaren Ge'chich tsklillerung der burischen 
Weltanschauung auseinander, die behauptet, Afrika sci vor der Kolo­
nialisierung ein "geschichtsloser Kontinent" gewesen. Konsequenter­
weise nimmt die Geschichte der schwarzen Völker und ihres Wider­
standskampfes im folgenden großen Raum ein. 
Der 19 12 gegründete Afrikanische Nationalkongreß (ANC), dessen 
Entste hungsgesch ichtc und gegenwärtige Bedeutung im Befreiungs­
kampf ausführlich beschrieben wird, SIcht für die Fortsetzung dieser 

GOLD 
In 

---,.-----

kämpferischen Traditionen. 
Ober 300 Jahre hat es eine: spezielle Verbindung von Deu tschen mit 
der Kolonialisierung Südafrikas gegeben. Auf di" Aufarbeitung dieser 
- meist unrühmlichen - Kontinui täten deutsch"r Pol itik haben 
Babing/ Bräuer besondere Sorgfalt verwandt. Interessant in hier z.B. 
ihr Hinweis auf die "Traditionslinie deutscher Foneher". 
Das letzte Drittel des Buches ist a ktudlcn Aspekten der Apartheid­
politik gewidmet. Das brutale Foltersynem des faschini"hen Pol i­
zciapparates, die Investitionspolilik westlicher Industrienationen in 
Südafrika und die militärisch·nukleare Zusammcnarbeit der BRD und 
Israel. mit Südafrika werden angeprangert. Allerdings be5Chränken 
sich die Auto ren dabei auf eine Zusammenfassung bekannte r Fakten. 
Die afrikanische Widerstandsbewegung, wie sie sich se it d en 70er 
Jahren neuform ie rt hat, findet sich in diesem Teil nur sehr reduziert 
wieder. Der beachtliche christ lich motivierte Widerstand, ein Phäno­
men, wie die Black..(;onseiousne5s(Scbwanes Bewußtsein)·Bewcgung, 
die beide zur Breite und ideologi.5Chen Vielfalt der stärker gewor­
denen Widerstandsfront beitragen, werden nUr knapp abgehand elt. 
Insbesondere bkibl auch die Problematik der schwarzen Gew"rk­
scha ft seinheit unerwähnt. Dabei hällen die immer erfolgreicheren 
Einigungsbemühungen, die effekti"er go:wordenen Streikaklionen 
sicherlich mehr Aufmerksamkeit verdien t. 
Denn si" tasten in ihrer Verbindung von (halb-)legalen und illegalen 
Organisationdormen das wir tschaft liche Nervenzentrum de$ Apart­
heidregimes an und stel len dami t immer dr'.ingcnder die Machtfrage. 
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Insgesamt aber ein lesenwerteS Buch, das \"or allem als Einführung 
empfehlenswert ist. 
Die Geschichte der Entstehung des Goldbergbaus von 1886 bis 1924 
behandelt das Buch der südafrikanischen Ilistorikerin Luli Callinic<». 
Es wurde 1980 nach umfangreichen Vornrbeiten einer Arbeitsgruppe 
an der Univenität von Witwatersrand veröfkntli.-ht und nun in einer 
deutschsprachigen Ausgabe von der InformatiollSSlelle Südliches 
Afrika '·erlegt. 
"Geschichte von unten schreiben" ist der Anspruch, den sich L 
C111inicos stellt und hervorragend verwirklicht. Ihr als Band 1 einer 
'Geschichte des südafrikanischen Volkes' enchienenes Buch ist r"'ir 
die Schu lung südafrikanischer Gewerkschafter und als Sehulbuch 
konzipiert. 
L. C.allinicos versIeht es eine Zeit lebendig zu machen, in de r die 
Schwarzen in Massen von ihrem Land vertrieben und a ls Loh narbei· 
ter in die Goldminen gezwungen wurden, wo ihre Arbeit den weißen 
'Randlords' sagenhafte Reichtümer schuf. In d ieser Phase cmbltete 
sich der südafrikanische Kapitalismus, der die kümmerliche Buren­
re publ ik Transvaa l innerhalb von 10 Jahren in das reichste Goldberg­
baugebiet der Wt h verwandelte. Die Autorin analysi" rt die Struk· 
turen des Go ldbergbaus als Strukturen ,,einer besonderen Form de~ 

Kapitalismus", dessen Merkmale die zirkulierende Wandcrarbeit, die 
Kontrak tarbei t und der Kontrollappatat der Compounds (Bergarbei. 
tersiedlungen) sind. Die Paßgesetxe und die Lohnschranke für 
Schwarze ergänzen dieses AusbeutungssYSlcm, das auf der Rassen­
unterdrückung basiert. 
Ausführlich en:ählt die Au torin , wie die Arbeiter ihre Arbeits- und 
Lebensbedingungen erfahren haben. So erhält der Leser einen detail­
lie rten Einbl ick in das Lagerleben der Compounds, wie die Schwar­
zen unter diesen viehischen Bedingungen übe rleben - viele allerdings 
auch n icht -, wie sie ihre spärliche Freizeit verbringen, usw. Dies 
a lles wird so eindrücklich, weil L. Ca11in icos ihr Buch auf fast jeder 
Seite mit ",eitgenössischen Fotos und Zeichnungen i11u nriert hat. 
Tcil 3 des Buches ist dem Widerstand der Arbeiter g.:widmet. Die 
Autorin berich tet \'on den mut igen Aktionen der Schwarzen und 
OIincsen zu Beginn dieses Jahrhunderts. In d iese Zeit fallen die 
Kämpfe der weißen Bergarbeiter. die um den Erhalt ibrer Privilegien 
Oob re!iCrvationfLohnschmnke) geführt wurden. In ihrem Gefolge 
v;urde die rassische Spaltung der südafrik anischen Arbeiterldasse 
",ementiert. 
Ein unelRtzlichcs Werk für jeden in der südafrika-solidaritätsarbeit 
Engagierten ist: 
AKAFRIK/Zcntrale Arbeits- und Stud io:nstclle der DEAE (Hrsg.), 
Südafrika-Handbuch. Südafrika. Namibia. Zimbabwe, Jugenddicnst­
Verlag. WU I)pertal 1982, 436 Seiten, 19.80 D!>1. 
Das von über 60 Mitarbeitern zusammengestellte Handbuch in in 
drei Teile gegliedert , die ~ich alle jeweils auf Südafrika, Namibia und 
Zimbabwe beziehen. 
Im Politis.chen Lexikon (Tei l I) kann man unter de n Stichworten von 
AAB bis Zwangsumsiedlungen fast auf jede Frage zum Südlichen 
Afrika eine: Antwort finden. Das Lexikon "crzeichne t eine Unmasse 
von Organisationen und Institu lionen (nebst ihren Abkürzungen), die 
in Pol itik , Wirtschaft oder Kultur wirken, und es gibt jeweils eine 
knappe Otaraktcristik. Pro minente Penonen werden in Kurzbiogra­
fjen vorgestel lt, bedeutsame Begriffe aus allen Ge!iCllschaftsbereichen 
in sachkundigen Ausführungen thematisiert. 
Teil 1II ("Aktion, Schule u nd Erwachsenenbildung") $tellt bc:i.spicl­
haft unterschiedliche Modelle von Solidaritätsaktionen vor. Die Bei­
tr.ige schildern die Aktionen vom Anfang - dem Entstehen einer 
Idee - bis zu ih re r Aus .... ertung durch die Aktionsgruppe und liefern 
dadurch zahlreiche Anregungen für die Arbeil in Schulen, Kirchen· 
gemeinden, Gcwerkschafl$gruppen. 
Im Teil 11 ("Literatur- und Medienrezcnsionen") werden ca. 30 0 
Bücher und Broschün>n vorgestellt und besprochen. Die Liste reicht 
von allgemeinen Einftihrungen über wissenschaftliche Fachliteratur 
bis zu Kinde rerzählungen. Neben einer Kurzbeschn>ibung des Inhalts, 
der Beurteilung ihrer Verständlichkeit werden die Bücher vor allem 
nach ihrer Hallung zur Apartheidpolitik charak terisiert. Angaben 
über Bezugsque lle und Preis sind zusätxliche praktische Hilfen. In 
weiteren Abschnitten dieses Teils werden To nbild- und Dia·Serien, 
Schallplatte n, Spiele, Aktionsmaterialien und die gängigsten Zeit­
schriften rezensiert. 
Wegen seiner inhalt lichen Vollständigkeit und Sachlichkeit _ was 
natürlich eine konsequente Verurteilung de r Apa rtheid mit ein­
schließt - und den vielen praktischen Tips gehört dieses Buch eigent· 
lich in jede Schule, ErwachsenenbildungsSlälte usw. Ch. Sodemann 



Infodienst 

Arbeitsheft Hunger und Frieden 

Ein umfangrdchcl Bcgkitheft zu seiner Ak­
tion " Hungern nach Frieden und Gerech t;,­
keil " hat der Christliche Fricdcnsdicnst (cfd) 
herausgebraCht. Die Aktion lall friedens- und 
cntwicklungspolitiKhc Gruppen zusammen­
fUhren und dabei vor allem auf den ZU5:olm­
mcnhang von Hunger und Rüstung hinweisen. 
KontU.ladrcsse: cfd, Renddcntr. 9-11, 6000 
Frankfurt 60 

Bush-Besuch 

[twa 1.000 Menschen dcmons~rtcn am .51. 
Januar 1983 in Weft-Berlin gegen den Besuch 
deJ US-Vi1.CpnUdcnteß c.:o~ Bush. Die Oe­
mOlUlnnlCn wandten sich gegen die NATO­
"Nachnl$lungs"poütik, die US-Unterstützung 
ftir die millclamcrikanischcn Diktaturrcgimes 
und den US-freundlichcn Kun der Bundes­
regierung. 
Für Bundeskanzler Helmut Kohl (CDU) ge­
riet der ab Wahlkampfhilfe gedachte Bush­
Besuch zum Rohrkrepierer: Der von G. Bush 
in West-Beflin ~r1esene "Offene Brier' von 
US-Pruident Rugan an KPdSU-GenernIHk­
retiir Yuri Andropow - von H_ Kohl lo(ort 
als ,.grOBeI moralisches Angebot" begnißt -
entpuppte l ieh al5 Propag<lndatrick. Er habe 
den Sowjeu kein neues Signal Hnden. erklär­
te R- Reagan im femen Amerika, sondern 
,.nur auf ihre weitausholenden Propaganda­
Bemühungen antworten" woUen. Rel:ht be­
hielt Y. Andropow mit seiner Erklärung, der 
Brief biete "nich ts Neues" gegenüber de r al­
ten "Null-Lösung"_ 
Ober 5,7 Mio Unterschriften trägt .it~1 der 
Krddder Appell , der die Bundelregierung 
auffordert, "die Zustimmung l.ur Stationie­
rung von Pershing 11 und Cruiscs MissiLes in 
Mittelcuropa turikk:r.utiehen"_ Dies gab Ende 
Januar 1985 - kun V~ dem 50. Jahrcltag 
der Machtilbertngung an den Ili tler- F;uchil­
mu, - Joscf Weber, Mitinitiator des Appelb 
bekannt_ 
Zu Manifel(ation gegen den Nachri.inunSJbc· 
schluß wurden auch die regionalen Kundge· 
bungen aus Anlaß des 50. J ahrenage. am 29. 
J anuar 1983 in Köln, Hamburg, ~-fIl n kfurt, 
München, Hanno\'er' und Möuingcn, an denen 
sich unter der Losung "Nie wieder Fa'lchis· 
mus! Nie wieder Krieg! Keine neuen Atomra­
keten!" mehr ab 110.000 Menschen betei· 
ligten. 

Südafrika·Aktlonskunst 

Im Juni 1982 bat der südafrikanische Ak­
tionskünstler Manfred Zylla in Kapnadt zu 
einem Happening: Er ließ die Besucher einer 
Auss tellung .~ine Zeichnungen und Kollagen 
der südafrikanischen Herrengcst:lIschaft mit 
Pin§cI und Farbe attackieren. Ober die Er· 
gebnisse, vorher nachher. erschien dann ein 
politilch kommentierter AuutelJungo;katalog. 
Dessen Besi~ wurde umgehend vnn der Zen· 
iur verboten: 
"Die Skitun, Zeichnungen, Notizen und 
Kommentare .,. sind in vielen fallen unter· 
minien:nd. indem sie das bestehende Sy5lem 
und seine AmtSlräger abwerten. Sie können 
deshalb als staatsgefahrdend angesehen wer· 
den, In den llanden Unkundiger oder der 
bn:iten l\.lasse kann die Brolchün: Menschen 
l.U Aufstand und Gewalt ermuntern", 10 die 
Begründung. Etliche Exemplare der ßr05chii­
~ konnten rcch~eitig ins Ausland gescbafft 
wenlen. Sie kann fur 25,00 DM bei Eckhurl 
Zylla, Richildenur. '2, 8000 \\.lunchen 19, 
bc:r.ogen werden, 

Werkschulen für die POLISARIO 

Ein~ ßrosc:him: " Die Werk,o;chulc.n in Alge. 
rien " (38 S., 4 D~1 ) haben die Werkschulen 
Wett-Berlin und Scholen (bei Bremen) veröf· 
fentlicht. Sie enthält die Schilderung einer 
Reise 1982 nach A\gc'rien, bei der die Werk­
Khulc.n Solidatitill5güter, ein Strornaggregat, 
Schulmaterialien, Kleidungsstücke U.a. an die 
wCluahr.louische Befreiu"B'bewqung Frente 
POLISARlO übergaben. Sie enthalt ferner 
Grundinfonnationen Uber den Westsahara­
Konflikt und die sahraouischen Hüchtlings­
lager auf a1gerischem Boden. 
ßeltc lladrcue: Werkschule Berlin e.V. , Alt 
Moabit 62-63,1000 Redin 2 1 

Erklärung jüdischer Bürger 

Anlißlieh eines Treffens vom 28.-30.1.1983 
in der Bildungsstätte lIufeisenhof bei l-lana.u 
crk!3rlen 60 jüdische Bürger der ßundeuepu· 
blik, "daß eine Lösung del Nahilltkonffiku 
nUr auf der Grundlage dei nationalen Selbn­
bcstimmunguechLS dei jiidisch-imroelischen 
und des arabisch·palbtUletuischen Volkes auf 
dem Terri torium I$racl-Pal.ästina möglich in". 
Die M~hl"l:ahl der Teilnehmer unterzeichne­
ten eine Pro testresolu tion gegen di~ isr .. cli­
Iche Inv-.uion und fortdaue rnde Okkupation 
des Libanon. 
Dal Treffen lollte Juden l.usammenfuhren, 
die lich weigern, lich l.um vuLingerten Arm 
der israelischen Politik machen tU Insen. 

Strauß - Jerre des Hommes 

csu·a.ef Fran",·J o!ef Strauß schenkte an· 
laBlich eines Prhatbesuches zur Jahre.wende 
1982183 dem phi lippinischen Diktator Fer­
dinand ~ larc05 eine Poli:r.eipistole. In dieser 
politischen Instinktlosigkeit sicht Tem: des 
Hommel die symbolische Billigung der poli­
:r.cilichen und milillirischen Unterdnkkung 
der Opposition auf den Philippinen. In einem 
Brief an den b .. yerischen Ministerpräsidenten 
verwahrt sich Tem: des !lommes gegen eine 
solche Beleidigung der Unterdrückten und 
fordert FJ. Strauß auf, sein Verhalten l.U er· 
klären. 
Die AntwOT! aus Munchen ist ein typi,cher 
Strauß· Rundumschlag gegen alles "Böse" auf 
de r Welt. Strauß unterstellt Gunther Hilliges. 
Vorsitl.ender von Terre des Hommes, .. di~ 
Verhlltnisse dort nicht zu kennen", "tenden­
ziösl.u berichten". "wahrheitswidrige öffent­
liche Agitation und persönliche Hell.e" zu 
betreiben. Er belehrt weiter, dae man die 
Maßstilbe westlieh·parlamentarischer Demo­
knlien nicht auf die Philippinen iobc:rtngen 
könne. G. lI ilhge$ nahm t u den unglaubli· 
chen Von.-urfen Siellung und bat den CSU­
Dlcf emeul um eine Antwort. 
AusfUhrlicher Abdruck des Schri f twechKIs 
Ln: 
t~!Te des hommes - an die Pre$Se, Nr. 1183, 
terre des hommes, Postfach 4126,4500 Os· 
nabriick 

antimilitarismus 
information 

Das Themenheft MilitärherT­
schaft il1 der 3. Welt der 
antimil itarismus information 
(ami) behandelt fo lgende Fra­
gestellungen : 

. Welche Funktion hat das Mi­
litar in der 3. Welt? 

• Welchen Einfluß hat das Mili­
tär auf den Proz.eß der Unter· 
entwicklung? 

. Wie legitimieren sich Militärs? 

_ Inwieweit ~nterstützen die 
Industriestaaten durch Waf· 
fe nexporte derart ige Regime? 

. Was kannen wir hier bei uns 
dagegen tun? 

Obrigens: die ami ist ein mo­
natlich erscheinender lnfor· 
mationsdienst. KostenLose 
Probenummer und Bestellung 
des Themenheftes zu m Preis 
uon DM 3,50 - ab 10 Ex em­
pLare 30% Rabatt - plus Porto 
bei: anti-Vertrieb, Deidesheimer 
Straße 3, 1000 Berlin 33. 
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Kurzinformationen 

Israel- Libanon 

Am 8. Februar dJ. wurde der Bericht der 
israelischen Kommission zur Untersuchung 
der Massenmorde durch libanesische Phalan­
gisten in den palaSlincnsischcn Flüchtlings­
lagern Sabra und Shatj]a veröffentlicht. Darin 
wird besonders die Verantwortung von Ver­
tcidigungsministcr Ariel Scharon, General­
stabschef Rafael Eitan und des Chefs des 
militärischen Gch6mdicnstcs Jehoschua 
Saguy fcstgcndlt. A. Scharon und J. Saguy 
wurden zum Rucktritt aufgefordert. 
Mitverantwortung an dem Massaker tragen 
nach Ansicht der Kommission auch J\.1in istc r­
präsident Menachim Bcgin, Außcnminincr 
Yizhak Shamir, der Chef des Gchcimdicn.ltcs 
Mossad lI.a._ Die genannten Personen trifft 
nach Ansi<:hl der Kommission die Schuld, die 
Massaker nicht verhindert zu haben; gebilligt 
oder gar angeordnet hatten sie sie nieht. Ge-

Iran 

Noch zum JahreJende 1982 halte Rcvolu· 
tionsfüh~r Ayatollah Khomcini eine Kam· 
pagne der "Jslamisierung" eröffnet , derzufol­
SC g'.ingige Gesetzesbriiche und Verstöße ge' 
gen verfa5sungsmäßig garantierte individuelle 
Freiheiten auszumerzen seien (siehe AlB 
2/ 1983, S.4I). VorcrS! blieb es bei de r Ent­
lassung von hunderten Staatsbeamten. 

Ob sich damit beim iranischen Bürger wiede r 
ein "GefUhI der (Rechts·)Sicherheit" (Kho­
mein i) einzustellen vermag, scheint indessen 
ango:sichts der andauernden Repress ion frag­
lich. Am 17. Januar dJ. wurden im Evin­
Gefangnis erneut dn:i Linksintellektuelle (M. 
Munwi, M_ Maschayechi, Hadi), die der 
Demokratischen Nationalen Front ange. 
hö rten und offenbar gefoltert worden waren, 
"wegen sub\'ersiver Gesinnung" und opposi­
tioneller Tätigkeit hingeriChtet. Am 5. Feb· 
ruar dJ. verhaftete man mehrere Führungs. 
mitgl ieder der halblegalen Tudeh·Partei, dar. 
unter ihn:n Generauekretär Nuredin Kianuri 
(71) , wegen angeblicher ,,spionage". 
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rieh tliche Strafverfahren gegen die Verant­
wortlichen wurden nicht gefordert. 
Nichtsdestotrotz hat der Bericht zu einer 
Regienmgskri Je geführt. Nach dreitägigen 
Debatten, be~chloß das israelische Kabinett 
am 11. Februar dJ., unter dem Druck der 
öffentl ichen Meinung, die Empfehlungen der 
Kommission zu befolgen. Ern daraufhin trat 
Verteidigungsminister A. Scharon, der diese 
Entscheidung mit allen Mineln verhindern 
wollte, von seinem Posten zuriick, Er bleibt 
aber weiterhin, als Minister ohne Geschäfts­
bereieh, Mitglied der Regierung_ 
Kurze Zeit vorher war von Anhä~rn A. 
Seharons ein Ilandgranatenanschlag gegen 
eine Friedensdemonstration vor dem Gebäu· 
de des Minislerpräsidentenamtes ~eriibt wor· 
den. Ein Demonstrant wurde gelötet und 
weitere 1I verletzt. 

Tage zuvor hatte der Wächterrat des irani­
schen Parlaments die von letzte~m verab­
schiedeten Gesetze über die Agraneform und 
die Vers taatl ichung des Außenhandels abge· 
lehnt. Damit sind auch soziale Veränderun­
gen ZUgullSten de r Besitzlosen erst einmal auf 
Eis gelegt. Es se i denn, Ayatollah Khomeini, 
der diesen Entsche id des Wächterrates kriti· 
sie rte, vermag den starken konservativen 
Flügel der machtausübenden Geistlichkeit 
wieder zuriickzudrängen. 
In diesem Zusammenhang kommt dem an· 
stehenden Enucheid der im Dezember 1982 
gewählten "Expertenversammlung" (86 Sit· 
ze) ein großer SteHenwert zu, hat sie doch 
über die Nachfolge Ayatollah Khomeinis :tu 
entscheiden. Teile der islamischen Führung 
wollen Khomeinis ,,gemäßigten" Favoriten 
Ayatollah Montazeri als alleinigen Nachfolger 
installie ren. Andere Führungskreise um 
Staatspräsident Khameini drängen hingegen 
darauf, daß sich eine Gruppe von dn:i bis fUnf 
Ayatollahs in die Machtbcfugnis des Revolu· 
tionsfuhrers teilt. 

Bolivien 

[n Bolivien i51 es am 20. J anuar 1983 zum 
Bruch der regierenden Parteienkoalition 
Demokratische Volksunion (VDP) gekom· 
men. Die sozialdemokratische Bewegung der 
Revolutionären Linken (MIR) beschuldigte 
Anfang J anuar d. J. die Partei des Staatspräsi­
denten Siles Suazo. die Linke Revolutionäre 
Nationalistische Bewegung (MNRI), partei­
egoistische I ntere~sen zu verfolgen. Innen· 
minister Mario Roncal (MNRI) wurde kriti· 
siert, weil er zu lasch gegen die Kokainhänd· 
leT und deren paramilitärische Banden vor· 
ginge. 
Das Rücktrittsangebot der sechs MIR·Mini· 
lIer wurde nach erfolglosen Verhandlungen 
i1ber eine Regierungsumbildung ~om Staats· 
präsidenten angenommen. Der vom Volk ge­
wählte Vizepräsident und Führer der MI R, 
Jaime Paz Zamora, bleibt allerdings im Amt. 
Die sechs MIR·Minister wurden am 30. 
Januar durch zwei MNRI·Mitglieder und vier 
Unabhängige ersetzt. Die Hoffnung der USA, 
daß die beiden KP·Mininer im neuen Kabi· 
nelt nicht mehr vertreten sein würden, erfüll· 
te sich allerdings nichl. 
Eine der Ihuptfiguren der paramilitärischen 
und faschistischen Banden, der ehemalige Ge· 
stapo-Oicf im französischen Lyon Kbus 
BaTbie alias Altmann, wurde am 25. Januar 
d.J. in La Pu feilgenommen und am 4. fe­
bruar nach Frankreich ausgewiesen. Dort er· 
wartet den "Schläch ter von Lyon" eine 
lebenslange Haftstrafe. nachdem die gegen 
ihn gefallten Todesurteile von 1952 und 
1954 verjährt und die Todesstrafe abge· 
schafft iu. 
Der 1951 in Bolivien eingereiste FaschiSl 
hatte \'on 1971 bis 1978 und "on 1980 bis 
1982 die Diktatoren Hugo Banzer und Garci~ 
Meza in Repn:ssions- und Foltertechniken be· 
raten. Daß er erst jetzt ausgeliefert wurde, 
liegt nicht nUr an der Unterstützung, die er 
bei Teilen der Armee und der Kokain-Maffia­
fand, sondern auch an der Protektion der 
USA: Ab 1948 stand er in den Diensten der 
US-Geheimdienste, an die er für 1.700 Dollar 
pro Woche seine Kenntnisse über antifaschi­
stische Widerslandsgruppen weitergab. 

Guatemala 

In seiner Abschlußresolution haI das Tribunal 
der Völker, das vom 27. bis 31.Januar 1983 
in der spanischen Hauptstadt Madrid tagte, 
den guatemaltekischen Militänegierungen s.c:it 
19!i4 (dem Jahr des Stunes der demokratisch 
gewählten Arbenz.Regierung) folgende Ver· 
brechen zur Last gelegt : Völkermord an der 
indianischen Bevölkerung, Verletzung des 
Rechts des Volkes auf politische und ökono­
mische Selbstbestim mung und Menschen· 
rechtsverletzungen aller Art. Mindestens 
50.000, \'ermutlich sogar über 100.000 Mor· 
de wurden dem Tribunal zufolge seit 1954 
yerubt. 
Der Jury des Tribunals, das auf eine Initiative 
des Internationalen Russel·Tribunals zurück· 
geht, gehören u.a. an: der Nobelpreisträger 
Gabriel Garda Marquet, der Bischof von 
Guemayaca {Mexiko}, Sergio Mendez Arceo, 
sowie die Schriftsteller Richard Barnet 
(USA), J ulio Cortazar (Argentinien) und 
Eduardo Galeano (Uruguay). 



Paraguay 

General Atfredo Str~ssncr (70), seil 1954 
Diktator in Paragua)', wurde bei allgemeinen 
Wahlen am 6. Februar 1983 fü r weilere fünf 
Jahre in seinem Präsidentenamt bestätigt. 
Ober 90% der abgegebenen 1, I Mio Slimmen 
sollen nach offiz;c:lkn Angaben auf ihn ent­
fallen sein. 
Die heiden einzig.:-ß l.U den Wahlen zugelas­
senen Opposition'parteien, die im Senat ver­
tretcnen Authentischen Liberalradikalen und 
Liberalen (s ie erhielten zusammen 8,9%), 
protestierun allerdings gegen Manipulationen 
in mehreren Wahlkr .. isen. Dort seien nicbt 
einmal Stimmzettel CUr die Opponcoten 
General Slr~ssncn ausgelegt worden. Die 
nichlzuge1a~)cncn Christdemokraten und 
Kommunisten hatten zur Abgabe ungültiger 
Stimmen aufgerufen. 
Das Wahlspcktak~l ändert~ nkhts daran, daß 
r~dikl', Oppositionelle weit~r verfolgt wu· 
den. Nach Angaben kirchlich~r Gruppen 
senkt~ das Str~ssn~r·Rcgim~ zwar die Zahl 
der politischen Gefangen~n 1979 von etwa 
1.500 auf 5, doch ist sie miulcn~eile ",i~der 
auf 56 angestiegen. Zwei der prominentesten 
Gefangenen, die Führ~r der Kommunisti· 
~ehen Partei Paraguays, Antonio Maidana und 
Emilio Roa, ",urd~n im August 1980 aus 
Buenos Aires nach Paragua~' verschleppt;jede 
Auskunft über ihren Verbleib wurde ver· 
weigert. 
Oen Schutz ihres Lebens und ihre Freilassung 
forderten Ende Jdnuar dJ. in ~inem Tele· 
grdmm an Präsident SIT~~sner die Konföde· 
r~tion der Venezolani~chen Werktätigen 
(CTV) und der Internationale Bund Freier 
Gcwerk>chaften (IBFG), dem auch der Deut· 
.Khe G~wnkschaftsbund angehört. 

Japan 

~r <eit Ende No\ember 1982 amtierende 
japanische ~ l iniHerprJsident Yasuhiro Ndka· 
sone i;t offensichtlich ~ntschlossen, auf d~n 
R~agan'schcn Konfrontationskurs einw· 
.chwenken. Während seines Kurzbesuches in 
Seoul in der zweiten Januarhälfte sagt~ er 
Südkorea, ungeachtet der men'chen\'er~ch· 
tenden Polilik des Diktators Chon Du Bwan, 
eine Wirt~chaft<hilfe in lIöhe "on 4 Mio Dol­
lar zu. Er erklänc, sein Besuch suUe den Jk. 
ginn einer neuen ElJppe in den gegensciti~n 
Be1.iehunf,\en kennl.eichnen. 
Bei dem anschli~ß~nden USA·Aufcllth~lt 

sicherte Y. Nakasone der Reagan·Administra· 
tion die weilere Aufriislung ~eines Llßd~~ zu. 
Japan wolle den so"ietischen strategischen 
Bombern unüberwindb~ren Widerstand eilt· 
g~gen$etl:en und die Schiffspanagen l.wischen 
den j<lpanisthen ln"eln und zwischen Japan 
und Korea, die Tsushima·Straße sowie die 
Kore~·Straße für sowjetische V·Boole unpas· 
!ierhar machen. 
Zwar ist die Sleigerung des Rüstullg$haushal· 
tes "on 6.5% geringer als im Vorjahr (7,8%) 
und bleiht hinter der US·Forderung .. on einer 
durchschninlkhen jährlichen Steigerungsrate 
von 15% zuriick, provo1.i~rt aber Inassi\'e Pro· 
teSle seitens der N~chbarstaaten, '·or allem 
der Vereinigung Südostasialisch~r Nationen 
(ASEAN), die darin eine " edrohung der Re· 
gion sehen. Auch in Japan selbn stößt die 
Zusage d~s Prlisidenten auf heftigen Wider­
sl,md breiter Teile der Bevölkerung. 

Namibia 

~I;t dem Rücktrin des von Südafrika abhängi· 
gen Ministerrates in Windhock und d~ssell 
Präsidenten Dirk Mudge am 18. Januar 1983 
ist die s~jt ftinf J ahren von Pretoria betrie' 
bene int~rne Namibialösung nunmehr endgül· 
tig gescheitert. Bereits im Februar 1982 war 
der O .. ambo· Häuptling Peter Kalangula als 
Priisident der Dclnokratischen Turnhallenal· 
lian1. (DTA) zurückgetreten. Die Glaubwür· 
digkeit der Iribalistisch ausgaichletcn DTA 
und ihr bnfluß selbst unter der weiBen Be· 
"ölkerung ha1t~n seither kontinuierlich abge· 
lIommen. 
Preloria reagierte auf den jüngsten Schrit! sei· 
ner Marionetten umgehend mit der Auf· 
lösung der "or fünf Jahren gewählten Nalio' 
nah'ersammlung, die nie internationak Aner· 
kennung gefunden halle. In Windhock 
herrscht jetzt wieder der von Südafrika ~in' 
gesetzte Gencraladrninistralor allein. 
Die Aussichlen für die Lösung der Namibia· 
frage sind unlerdeucn auf den Nullpunkt ge· 
sunken. Sam Nujoma, Präsident der Südwest· 
afrikanischen Volksorganisation (SWAPO), 
sprach Mill~ Januar d.J. "on einem ,.voll· 
stiindigcn StiHstand" der Namibiaverhandlun· 
gen, da die USA und Südafrih di~se Frage an 
d~n Abzug der kubanischen Truppen aus An· 
gola koppeln. Der Präsidenl Zimbabwcs, 
Robert Mugabe, warf d~n USA und Südafrika 
in diesem Zusammenhang "Erpressung" ~or. 
Auch den bereits am 8. Dezember 1982 auf 
den Kapverden eröffn~ten bilateralen Ver· 
handlungen zwischen Angola und Südafrika, 
die u.a. ein e"entuelles Warr~nsl illstands.ab· 

kommen l.wischen den beiden L.änd~m zum 
Gegenstand haben, dÜ"I~ solang~ kein Erfolg 
beschieden sein, wie Südafrika um jeden PTcis 
~erhindern möcht~, daß am End~ eineli Unab· 
hängigkeilsprozesses in Namibia die Macht· 
übernahme der SWAPO Sicht. 

Nigeria 

Um der seit Ende des Olbooms groBen Ar· 
beitslosigkeil Herr zu "'~rden. hat Nigerias 
Regierung olm 17. Januar 1983 alle illegal ar· 
beitenden Ausländer ausgewiesen. Weil das in 
einigen Bereichen. z.8. im Erziehung$wesen, 
kdtastrophalc Auswirkungen gehabt hane, 
mußte die urspriing1iche Frist ~on zwei 
Wochen für F~ch .. rbciter und spezialisierte 
Kräfte bis zum 1.l\lärz 1983 verliin~rt wer­
den. 
Über 2 Miu Einwanderer aus den Nachbarlän· 
dern \'erließen infolge dieser moralisch nicht 
"erlretbaren und wirtschaftspolitisch fragwür· 
digen Maßnahme flucbtartig das Land, gut 
die Bal!te \'on ihnen kehrten nach Ghana zu· 
rück. 1m Ilafen und auf dem flughafen von 
lagos ,·crsuchten Zehntausende "erotweifelt 
die wenigen Transportmöglichkeilen zu 
stürmen. Dabei gab es mehrere Tote. 
Die meisten .. erließen Nigeria auf dem Land· 
wege. wo sie zeilweise an den zur Unterbin· 
dung des Schmuggels seit Mon3t~n ~schl05' 
senen Grenzen Benins, Togos und Ghanas 
f~Hsaßen . Die Lage entschärfte sich dort erst, 
als Ende J anuar die Grenzen geöffnet wur· 
den. Insbesondere in Ghana, dessen Nah· 
rung$minc\re5crven erschöpft sind. wirft die 
Ernährung und Reintegration von etwa 10% 
seiner Bevölkerung größte Probleme auf. Di~ 
Rawlings·Regierung bemüht sich um int~r· 
nationaLe 11ilfe. 

Kurzinformationen 

OPEC 

Erneut ging 3m 24. J anuar 1983 in Genf die 
Konferenz der Organisation ErdöJe"portie· 
render Länder (OPEC) zU Ende, ohne daß 
sich di~ 13 Ölmin;ster auf eine ,'erbindliehe 
Fests~tzung ihrer Olprcise und Förderquoten 
~~rständigen konnl~n. Bereits cin~n Monat 
"orher auf d~r OPEC·Konferenz in Wien fo r· 
dcrl~ d~r Iran mit Unt~rstüuung von Vene· 
zuda, Nigeria, Libyen, Indonesien und Alge· 
rien eine Ncuf~SlsclZung der Fä rderquotcn 
zuungunslen Saudi Arabiens und der arabi· 
sehen Emirate. 
~r Iran, dessen Olförderung in de r leuten 
Zeit auf 60 Mio I jährlich zurückgegangen 
war, will wieder auf das Förderni\'eau der 
Schahzeit "on 250 Mio t pro J ahr zurück. Die 
ihn unterstützenden Länder sind ebenfalls an 
einer Produktionsausweitung inter~S5iert, um 
weit~rhin Entwicklungsprojekle und Devisen· 
kosten finanzieren l.U können. Dies gehl je· 
doch nur dann ohne tin~n Verfall d~t bisheri· 
gen Öl· Festpreises von 34 Dollar pro Barrel 
(1591), wenn die bisherigen Spitzenföroerer 
am P~rsischen Golf ihre Produktion ein· 
schränken. 
Ohne einen gemeinsamen Olpreis und eine 
verbindliche Förd~rqoutc in das OPEC·Kar· 
tell jetzt in seiner Substanz bedroht, was 
1~lZt[ich die Öltinkün fl~ Jller Mitgliedsländer 
gefahrd~n dürfte. 
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Von wegen chemische Kriegsführung 
"Ein umfassendes und nachpriilbares C-WaffcIß-Verbol ist 
um so vordringlicher. als sich gerade in Letzter Zeit immer 
wieder Anhaltspunkte dafür ergeben. daß chemische Waf­
fen und Toxinwaffen in verschiedenen Krisengebieten des 
asiatischen Kontinents zum Einsatz gekommcm sind", so 
Bundesaußenministcr Hans-Dietrich Genseher am 3. Fe­
bruar 1983 vor dem Abrüstungsausschuß in Ge-nf. 
Mit seiner Verbotsforderung Heht 1-1.0. Genseher nicht 
alleine. Hatten doch die UdSSR und andere sozialistische 
Staaten schon 1972 (!) dem UN.Abriislungsaus.schuß einen 
ausgearbeiteten Vertragsentwurf vorgelegt. 
Ebenfalls nicht allein ist 11.0. Ccnschcr, wenn es gilt, die 
öffentlkhkeit davon zu über.r:eugen, daß natürlkh die 
Sowjetunion einen chemischen Angriff plane und dement­
sprechend aufniste_ 
Eine einzige Gasmaske soll den sowjetischen Giftgaseinsatz 
in Afghanistan belegen. 1981 hatte US-Außenminister 
Alexander Haig den Einsatz von Pilzgiften, sog. Myko­
tox ine, in Laos und Kampuchea durch die Vorlage eines 
einzigen Blaustengcls einwandfrei "bewiesen". Entspre­
chende UN-Untersuchungskommissionen vermochten der­
art iges nicht zu bestätigen. Sie wollten allerdings auch den 
Einsatz chem ischer Kampfmiltel nicht gänzlich aussch lie­
ßen nach dem Motto "Nichts ist unmöglich"_ 
Für die Frankfurter Allgemeine Zeitung 110m 8.12.1982 
war das der un triiglkhe Beweis. Nicht einmal das Tribunal 
über Afghanistan in Paris vom Dezember 1982, das der 
Sowjetunion l\lenschenrechtsverletzungen ..... ie Folter, 
Mord usw. nachzuweisen suchte, kam zu dem Schluß, daß 
die vorgelegten Beweise fUr eine Verurteilung ausreichten. 

Vietnam - ein tausendfaches Seveso 

Erdrückend dagegen sind die Tatsachen, die die Auswir· 
kungen der chemischen KriegsfUhrung wlihrend der USo 
Aggression 1964-73 gegen Vietnam beweisen. 
Die Spuren dieser Verbrechen sind so einschneidend, daß 
es mindestens 100- 150 J ahre dauern wird, bis sich die na­
türliche Umwelt wiederhergestellt hat. Dieser Ansicht wa­
ren 160 Wissenschaftler aus Ost und West, die sich im 
Februar dJ. in Ho-Chi-l\linh-Stadt zu einem Symposium 
über die " Lang-leilwirkungen der Gift-Kampfstoffe auf 
Mensch und Natur" trafen . 

Das als Seveso-Gifl bekannte TCDD, das die US-Vandalen 
versprühten, ist 67.000 mal giftiger als Zyankali! Doch US­
Cowboy Ronald Reagan halt diese Grauen immer noch rur 
"eine edle Sache". Und er bedroht auch unser Land mit 
dem chemischen Tod. 
Die in Rheinland·Pfalz und Südhessen gelagerten l\lassen­
lIernichtungsmittel - LI.3. binäres Nervengas - sind um ein 
vielfaches gefährlicher als die chemischen Kampfstoffe sei­
neneit in Vietnam. Sie reichen aus, um ganz Europa men­
schenleer zu gasen. 
Die Solidaritäts- und Friedensbewegung sind anders als 
ihre Gegner nicht auf Vermutungen angewiesen. Sowohl 
Vietnam als auch Hiroshima und Nagasaki beweisen zu 
welchen Verbrechen die US·Fühl1.lng im Konfliktfall bereit 
ist. 




